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11. Wissenschaftliche Vereinigung für Familienrecht e.V.
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07737 Jena
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Verfassungsbeschwerde

1. des Herrn Marc D a h 1 e
Leimberger Straße 31, 92637 Weiden,

2. des Herrn Uwe D a h 1 e
Hauergasse 13, 92727 Waldthurn,

- Bevollmächtigte: Recht~anwälte Wanninger & Partner,
Postgasse 1, 92637 Weiden -

gegen das Urteil des Bundessozialgerichts
vom19. Qktober2olo-B 14A551/09R-

Anl.: 2

Sehr geehrte Damen und Herren,

anbei übersende ich Ihnen einen Abdruck der o.a. Verfassungsbeschwerde und der

angegriffenen Entscheidung.

Gemäß§ 27a BVerfGG gebe ich Ihnen Gelegenheit, sich dazu bis zum 31. Januar

2014 zu äußern, Ich darf Sie darum bitten, Ihrem Schreiben25 Doppel beizufügen.

Die Verfassungsbeschwerde des Beschwerdeführers zu 2) wurde mit Beschluss vom

6. Dezember 2011 nicht zur Entscheidung angenommen.

Mit freundlichen Grüßen 2,eglaubigt

Prof. Dr. Kirchhof 1~11 /
Vizepräsident r_ti( ‘t

(Aähilles)
Amtsinspektorin
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a) das Urteil des Bundessozialgerichtes vom 19. Oktober 2010­ B 14

AS 51/09 R,

b) den Bescheid der Arbeitsgemeinschaft Fördern und Fordern Wei

den­Neustadt vom 08. November 2006 zum Akt4nzeichen

751 02BG0007250.

Wir übermitteln die Vollmacht der oben bezeichneten Beschwerdeführer

und erheben Verfassungsbeschwerde gegen das Urteil des Bundessozialgerichtes vom 19. Ok

tober 2010 ­ 8 14 AS 51/09 R und den Bescheid der Arbeitsgemeinschaft Fördern und Fordern

Weiden­Neustadt vom 08. November 2006 zum Aktenzeichen . Das Urteil

des Bundessozialgerichtes wurde der Unterzeichnerin, die die Beschwerdeführer in dem Ver

fahren vor dem Bundessozialgericht vertrat, am 10. Januar 2011 zugestellt.

Beweis: Urteil des Bundessozialgerichtes vom 19. Oktober2010 mit Eingangsstempel

Wir beantragen, den durch uns vertretenen Parteien Prozesskostenhilfe unter Beiördnung der

Unterzeichnerin zu bewilligen. Die persönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen liegen

vor.

Beweis: Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältni~se der Re

schwerdeführer

Die Rechtsverfolgung ist auch nicht mutwillig, sondern verspricht Erfolg.

Die Beschwerdeführer sind durch einen Bescheid der ARGE Fördern und Fordern Weiden­

Neustadt ­ jetzt: Jobcenter Weiden in der Oberpfalz ­ vom 08. November 2006 in ihren Grund

rechten aus Art. 1 i.V.m Art. 20 GG, Art. 3 Abs. 1 GG; Art. 6 Abs. 1 GG, Art. 14 Abs. 1 GG ver

letzt.

Der Beschwerdeführer zu 1) wurde am 91. September 1985 geboren. Er beantragte am 22.

September 2006, also in seinem 21. Lebensjahr, Leistungen nach dem SGB II bei der ARGE

Fördern und Fordern Weiden­Neustadt. Mit dem Bescheid vom 08. November 2006 bewilligte

ihm diese für den Zeitraum von Oktober 2006 bis März 2007 Leistungen, wobei sie von dem er

mäßigten Regelsatz nach § 20 Abs. 2 Satz 2 SGB II ausging und gemäß§ 9 Abs. 2 Satz 2

SGB II i.V.m § 7 Abs. 3 Nr. 2 SGB II bzw. § 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II Einkommen des Vaters an­

rechnete.

..JSeite3
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Die Beschwerdeführer erhoben am 16. November 2006 Widerspruch, der zurückgewiesen wur

de.

Die geg~n den Widerspruchsbescheid erhobene Klage wurde vom zuständigen Sozialgericht

Regensburg zurückgewiesen. Die hiergegen gerichtete Berufung wurde vom Bayerischen Lan

dessozialgericht zurückgewiesen.

Das Bundessozialgericht ließdie Revision gegen den Abweisungsbeschluss des Bayerischen

Landessozialgerichts zu, wies dann aber im Ergebnis mit Urteil vom 19. Oktober 2010, hier zu

gestellt am 10. Januar2011, die Revision zurück.

Der Bescheid stützt sich auf die Anwendung der so genannten “U 25­Regelung“, nach der ge

mäß§ 7 Abs. 3 Nr. 2, § 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II i.V.m. § 9 Abs. 2 Satz 2 5GB II und § 20 Abs. 2

Satz 2 6GB II in der Fassung des Sozialgesetzbuchs II für die Zeit ab dem 01. Juli 2006 einer

seits Personen zwischen dem 18. und 25. Lebensjahr mit ihren Eltern in einer Bedarfsgemein

schaft zusammengefasst werden und mit der diesen jungen Erwachsenen das Einkommen der

mit ihnen in einem Haushalt lebenden Elternteile auch insoweit zugerechnet wird, als sie weder

unterhaltsrechtliche Ansprüche noch tatsächlichen Zugriff darauf haben. Außerdem wird diesen

jungen Erwachsenen gemäß§ 20 Abs. 2 Satz 2 SGB II nur ein Regelsatz in Höhe von 80 vom

Hundert des Regelsatzes für einen erwachsenen Hilfebedürftigen zugebilligt.

Diese Regelungen sind verfassungswidrig. Ihre Anwendung durch die behördliche Entschei

dung und die bestätigenden Urteile verletzen beide Beschwerdeführer in ihren Rechten.

Werden die genannten Vorschriften für nichtig erklärt, insoweit als sie die Zusammenfassung

von jungen Erwachsenen zwischen 18 und 25 Jähren mit ihren Eltern in einer Bedarfsgemein

schaft festlegen und das Einkommen der Eltern den jungen Erwachsenen zurechnen, kann der

Beschwerdeführerzu 1) aufgrund der dann geltenden Regelungen höhere Leistungen, nämlich

Leistungen ohne Anrechni~ng des Renteneinkommens seines Vaters, als im angegriffenen Be

scheid für sich beanspruchen. Wird lediglich die Verfassungswidrigkeit von § 20 Abs. 2 Satz 2

SGB II und die Nichtigkeit dieser Vorschrift festgestellt, hat der Beschwerdeführer zu 1) An­

spruch auf den höheren Regelsatz nach dem im streitgegenständlichen Zeitraum noch an

wendbaren § 20 Abs. 2 Satz 1 6GB II.

Im Einzelnen:

..JSeite4
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1.Verfahrensgang

Der Beschwerdeführer zu 1) beantragte am 22. September 2006 Leistungen nach dem 8GB II

bei der ARGE Fördern und Fordern Weiden­N~ustadt. Der Beschwerdeführer zu 1), der am 01.

September 1985 geboren wurde, war zum Zeitpunkt derAntragstellung 21 Jahre alt.

Die ARGE Fördern und Fordern Weiden­Neustadt bewilligte dem Beschwerdeführer zu 1) mit

Bescheid vom 08. November 2006 zum Aktenzeichen Leistungen für den

Zeitraum für Oktober 2006 in Höhe von 400,64€, für den Zeitraum ab November 2006 bis März

2007175,64€.

Den Bedarf berechnete sie wie folgt: Der Beschwerdeführer zu 1) erhielt gemäß§ 20 Abs. 2

Satz 2 SGB II eine Regelleistung in Höhe von 276,00 € zuerkannt. Es handeltsich um 80 vom

Hundert der Regelleistung für einen alleinstehenden Hilfebedürftigen gemäß§ 20 Abs. 2 Satz 1

SGB II. Für Oktober 2006 ging die ARGE von Kosten der Unterkunft in Höhe von 235,92 € an

teihg für den Beschwerdeführer zu 1) aus, für die Zeit ab November 2006 bis einschließlich

März 2007 erkannte die ARGE monatliche Kosten für Unterkunft und Heizung in Höhe von

10,92€ an. Es ergab sich damit ein Bedarf von:

Oktober 2006 276,00 € Regefleistung zzgl. 235,92€ Kosten der

Unterkunft = 511,92€ Gesamtbedarf;

November 2006­ März 2007 276,00€ Regelleistung zzgl. 10,92€ Kosten der

Unterkunft = 286,92€.

Diesem Bedarf stellte die ARGE ein Einkommen des Beschwerdeführers zu 1) entgegen. Der

Beschwerdeführer zu 1) verfügte in den Monaten Oktober 2006 bis März 2007 über kein eige

nes Einkommen. Ihm wurde überschießendes Einkommen des Beschwerdeführers zu 2) in Hö

he von 191,28 € zugerechnet, so dass sich die von der ARGE ausgerechneten.monatlichen

Leistungen von 400,64€ für Oktober 2006 und 175,64€ für November 2006 bis März 2007 er

gaben.

Beweis: Bescheid der ARGE vom 08. November 2006

Der Bescheid wurde dem Beschwerdeführer zu 1) zugeschickt.

Beweis: wie vor

Mit Schreiben vom 16. November 2006 erhoben beide Beschwerdeführer als Mitglieder der Be

darfsgemeinschaft gegenüber der ARG~ Fördern und Fordern Weiden­Neustadt Widerspruch

.../Seite5
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gegen den Bescheid vom 08. November 2006. Sie wurden dabei von der Unterzeichnerin ver

treten.

Beweis; Widerspruch vom 16. November 2006

Mit dem Widerspruch wurde geltend gemacht, dass die Zusan~menfassung des Beschwerde­

führers zu 1) und des Beschwerdeführers zu 2) in einer Bedarfsgemeinschaft und die dadurch

gesetzlich vorgeschriebene Einkommensanrechnung verfassungswidrig seien.

Beweis: wie vor ­

Die ARGE Fördern und Fordern Weiden­Neustadt wies den Widerspruch mit Widerspruchsbe

scheid vom 02. Februar 2007 zurück.

Sie führte im Widerspruchsbescheid einerseits die Gesetzeslage aus und erläuterte nochmals

den angesetzten Bedarf. Im Widerspruchsbescheid wird ausgeführt, dass der Beschwerdefüh

rer zu 2), der Vater des Beschwerdeführers zu 1), eine Erwerbsunfähigkeitsrente seit dem 01.

Juli 2005 in Höhe von monatlich 615,84 € erhält. Die ARGE erläuterte, wie sie das Einkommen

aus dieser Rente dem Beschwerdeführerzu 1) zurechnete:

Die Erwerbsunfähigkeitsrente von 615,84€ wurde um monatliche Aufwendungen für eine Kfz­

Haftpflichtversicherung mit 38,64 € bereinigt. 547,20 € wurden aufgeteilt, nämlich mit 345,00 €

auf die Regelleistung und im Übrigen auf die Kosten der Unterkunft, so dass sich ein anrechen

barer Betrag von 191,28€ ergab.

Beweis: Widerspruchsbescheid vom 02. Februar 2007

Der Widerspruchsbescheid ging in der Kanzlei der Unterzeichnerin am 06. Februar 2007 ein.

Beweis: Widerspruchsbescheid mit Eingangsstempel

Die Beschwerdeführer ließen mit Schreiben vom 13. Februar 2007 gegen den Widerspruchsbe

scheid Klage erheben. Mit der Klage wurde die Verfassungswidrigkeit von § 7 Abs. 3 Nr. 2 SGB

II geltend gemacht.

Es wurde eine Verletzung von Art. 20 Abs. 1 GG sowohl auf Seiten des jungen Erwachsenen,

des Beschwerdeführers zu 1), als auch auf Seiten des Elternteils, hier des Beschwerdeführers

zu 2), geltend gemacht.

..JSeite6
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Es wurde geltend gemacht, dass eine Verletzung des Art. 3 Abs. 1 GG bestehe. Darüber hi

naus wurde geltend gemacht, dass Art. 14 GG verletzt sei.

Beweis: Klage vom 13. Februar 2007

Die Klage wurde mit Urteil des Sozial~erichts Regensburg, Aktenzeichen 5 8 AS 112/07, vom

10. Juli 2008 zurückgewiesen.

Das Sozialgericht war der Auffassung, dass die Klage mangels bestimmten Klageantrags unzu

lässig sei.

Das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom 10. Juli 2008 wurde in der Kanzlei der Unter­

zeichnerin am 30. Juli 2008 zugestellt.

Beweis: Urteil SG Regensburg vom 10. Juli 2008, Aktenzeichen 5 8 AS 112/07 mit Ein

gangsstempel

Gegen das Urteil wurde mit Schriftsatz vom 26. August 2008 vorab per Telefax, eingegangen

beim Landessozialgericht am gleichen Tag Berufung eingelegt.

Beweis: Berufung vom 26. August 2008

Die Berufung wurde mit Schriftsatz vom 22. Oktober 2008 begründet. In der Berufungsbegrün

dung wurde einerseits ausgeführt, dass die Klage zulässig sei. Das Sozialgericht Regensburg

hafte die Klage mangels eines bezifferten Antrags als Leistungsklage nicht zugelassen. Es han

dele sich in Wahrheit um eine Feststellungsklage.

Es wurde in der Berufungsbegründung geltend gemacht, dass es sich um eine Anfechtungs

und Verpflichtungsklage nach § 54 Abs. 4 SGG handele, wobei die Kläger sich nicht gegen die

erfolgte Bewilligung, sondern gegen die unterbliebene Mehrbewilligung wandten.

Es wurde geltend gemacht, dass es eines bezifferten Antrages für die Klage nicht bedurfte. Der

Klageantrag sei auszulegen gewesen. Er lautete, dem Kläger zu 1) Arbeitslosengeld II ohne

Berücksichtigung des Einkommens des Klägers zu 2) (im Verfah~en der Verfassungsbeschwer

de: jeweils Beschwerdeführer zu 1) und Beschwerdeführer zu 2)) zu bewilligen.

Der Klageantrag habe erkennen lassen, welches Ziel mit der Klage erstrebt werde. Daher sei

die Klage zulässig. Im Obrigen wurden die verfassungsrechtlichen Einwendungen wiederholt.

Seite 7
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Beweis: Berufungsbegründung vom 22. Oktober 2008

Das Bayerische Landessozialgericht führte das Verfahren zum Aktenzeichen L 16 AS 350/08.

Es entschied ohne mündliche Verhandlung durch Beschluss am 10. Dezember 2008 und wies

die Berufung der Kläger zurück. Es ließdie Revision nicht zu.

Der Beschluss des Bayerischen Landessozialgerichts wurde in der Kanzlei der Unterzeichnerin

am 22. Dezember 2008 zugestellt.

Beweis: Beschluss des Bayerischen Landessozialgerichts vom 10. Dezember 2008

Der Beschluss des Bayerischen Landessozialgerichtes wurde begründet wie folgt:

Die Berufung sei statthaft gewesen. Sie sei aber in der Sache erfolglos. Die Berpfung des Klä

gers zu 2) (im Verfahren der Verfassungsbeschwerde: Beschwerdeführer zu 2)) sei aus prozes

sualen Gründen zurückzuweisen, die Berufung des Klägers zu 1) (also des Beschwerdeführers

zu 1) ~ei aus materiellen Gründen unbegründet.

Der Beschwerdeführer zu 1) konnte verfahrensrechtlich Leistungen nur an sich selbst geltend

machen. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 08. November 2006 in der Gestalt des Wider

spruchsbescheides vom 02. Februar 2007 sei über Ansprüche des Klägers zu 2) eine Verfü

gung im Sinne des § 31 SGB X nicht getroffen worden.

Die Klage des Beschwerdeführers zu 1) sei zulässig gewesen. Dies gelte insbesondere trotz

des “unbestimmten“ Klageantrages.

Das Klageziel des Beschwerdeführers zu 1) sei aus dem Antrag ersichtlich gewesen. Das Sozi

algericht habe im Zweifel durch einen Hinweis gemäß§ 106 Abs. 1 SGG Formulierungsfhilfe

leisten müssen.

Allerdings habe der Beschwerdeführer zu 1) keinen Anspruch auf höheres Arbeitslosengeld II

ohne Anrechnung des Einkommens des Beschwei­deführers zu 2) in Höhe von 191,28€ monat

lich für den Zeitraum Oktober 2006 bis März 2007.

Der Beschwerdeführer zu 1) bilde eine Bedarfsgemeinschaft mit dem Beschwerdeführer zu 2),

sodass das Einkommen des Beschwerdeführers zu 2) dem Beschwerdeführerzu 1) zuzurech

nen sei.

.1 Seite 8
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Der erkennende Senat hatte keine durchgreifenden Bedenken hinsichtlich der Verfassungsmä

ßigkeit der genannten Vorschriften. Der Beschwerdeführerzu 1) sei durch die Neuregelung des

8GB II ­Änderungsgesetzes vom 24. März 2006, Bundesgesetzblatt 1 538 nicht in seinem durch

Art. 2 Abs. 1 i.V.m Art. 3 Abs. 1 GG und mit dem Rechtsstaatsprinzip garantierten Teilhaber­

recht verletzt.

Der Senat gelangte auch nicht zur (Jberzeugung, dass durch die Einsatzgemeinschaft v?rfas

sungsrechtlich geschützte Rechte des Klägers zu 2) verletzt seien.

Beweis: Beschluss des Bayerischen Landessozialgerichts vom 10. Dezember 2008

Der Beschluss wurde am 22. Dezember 2008 der Unterzeichnerin zugestellt. Das Bayerische

Landessozialgericht hatte die Revision nicht zugelassen. Mit Schriftsatz vom 22. Januar 2009,

vorab per Telefax am selben Tag eingereicht, erhoben die Beschwerdeführer Beschwerde ge

gen die Nichtzulassung der Revision gegen den Beschluss des Bayerischen Landessozialge

richts vom 10: Dezember 2008 zum Aktenzeichen L 16 AS 350/08.

Beweis: Beschwerde vom 22. Januar 2009

Das Bundessozialgericht bestätigte den Eingang der Nichtzulassungsbeschwerde mit Schrei

ben vom 23. Januar 2009 und teilte mit, dass das Verfahren zum Aktenzeichen B 14 AS 5/09 B

geführt werde.

Beweis: Schreiben des Bundessozialgerichts vom 23. Januar2009

Mit Schreiben vom 23. Februar 2009 wurde Fristverlängerung zur Begründung der Beschwerde

gegen die Nichtzulassung der Revision auf den 23. März 2009 gegenüber dem Bundessozial

gericht erbeten.

Beweis: Fristverlängerungsgesuch vom 23. Februar 2009

Mit Schreiben vom 24. März 2009 (einen Montag) wurde die Nichtzulassungsbeschwerde be

gründet. Die Beschwerdeführer ließen beantragen, die Revision gegen den Beschluss des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 10. Dezember 2008, Aktenzeichen L 16 AS 350/08, zu

zulassen. Zur Begründung wurde darauf verwiesen, dass die Rechtssache grundsätzliche Be

deutung aufweise.

l­löchstrichterliche Rechtsprechung zur Rechtsfrage, ob die Zusammenfassung von jungen Er

wachsenen mit ihren Eltern in einer Bedarfsgemeinschaft und die dadurch normierte Zurech

nung von Einkommen verfassungsgemäßsei, liege nicht vor. Es wurde wiederum geltend ge
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macht, dass die Vorschriften der § 7 Abs. 3 Nr. 2 und 4, § 9 Abs. 2 Satz 2 SGB II verfassurigs

widrig seien. Die Argumente wurden insoweit im Wesentlichen wiederholt.

Beweis: Beschwerdebegründung vom 24. März 2009

Das Bundesso2ialgericht ließdie Revision mit Beschluss vom 02. Juli 2009, hier zugestellt am

20. Juli 2009 zu. Es führte das Revisionsverfahren zum Aktenzeichen L 16 AS 350/08.

Beweis: Beschluss vom 02. Juli 2009

Die Frist zur Begründung der Revision wurde auf Antrag der Unterzeichnerin vom 21. Septem

ber 2009 verlängert, und zwar bis zum 21. Oktober 2009.

Beweis: Fristverläri~erungsgesuch vom 21. September 2009

Schreiben des Bundessozialgerichts vom 24. September 2009

Auf ein erneutes Fristverlängerungsgesuch vom 21. Oktober 2009 hin wurde die Revisidnsbe

gründungsfrist nochmals auf den 27. Oktober 2009 verlängert.

Beweis: Fristverlängerungsgesuch vom 21. Oktober2009

Schreiben des Bundessozialgerichts vom 22. Oktober 2009

Mit Schriftsatz vom 24. Oktober 2009, ~omit rechtzeitig, wurde die Revision begründet. Der

Schriftsatz ging am gleichen Tag böim Bundessoziälgericht ein.

Beweis: Revisionsbegründung vom 24. Oktober 2009

Mit der Revisionsbegründung wurde beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Regensburg zum

Aktenzeichen 5 8 AS 112/07 vom 10. Juli 2008 aufzuheben, den Beschluss des Bayerischen

Landessozialgerichts vom 10. Dezember 2008, Aktenzeichen L 16 AS 350/08 aufzuheben und

die beklagte ARGE zu verurteilen, dem Beschwerdeführer zu 1) für den Zeitraum Oktober 2006

bis März 2007 unter Abänderung des Bescheides vom 08. November 2006 in Gestalt des Wi

derspruchsbescheides vom 02. Februar 2007 zusätzlich einen Betrag von nionatlich 260,28 €‚

insgesamt also 1.561,68 € zzgl. gesetzlicher Zinsen zu bezahlen.

Hilfsweise wurde beantragt, das Verfahren auszusetzen und die Entscheidung des Bundesver

fassungsgerichtes über die Vereinbarkeit von § 7 Abs. 3 Nr. 2 SGB II i.V.m. § 7 Abs. 3 Nr. 4

5GB II und § 9 Abs. 2 Satz 2 SGB II mit dem Grundgesetz einzuholen, Art. 100 Abs. 1 GG.
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Beweis: Revisionsbegründung vom 24. Oktober 2009

Das Bundessozialgericht beraumte mit Verfügung vom 16. September2010 Termin auf den 19.

Oktober2010 an.

In der mündlichen Verhandlung vom 19. Oktober 2010 wurde die Angelegenheit erörtert. Am

gleichen Tag wurde das abweisende Urteil vom 19. Oktober 2010 verkündet.

Beweis: Ladung vom 16. September2010

Protokoll vom 19. Oktober2010

Urteil vom 19. Oktober2010, Aktenzeichen B 14AS 51/09 R

Das Urteil des Bundessozialgerichts wurde am 10. Januar 2011 in der Kanzlei der Unterzeich

nerin zugestellt.

Beweis: Urteil des Bundessozialgerichts mit Eingangsstempel

Gegen das Urteil des Bundessozialgerichts ist kein Rechtsmittel mehr gegeben. Insbesondere

ist dieeinzig in Betracht kommende Gehörsrüge nicht statthaft, da die Beschwerdeführer nicht

geltend machen, in ihrem Grundrecht auf rechtliches Gehör verletzt zu sein, sondern aus

schließlich die Verfassungswidrigkeit von Regelungen rügen, aufgrund derer die belastende be

hördliche Enfscheidung erging und deren Verfassungsmäßigkeit das Bundessozialgericht im

Urteil vom 19. Oktober2010 angenommen hat.

Das Bundessozialgericht hat die Klage des Beschwerdeführers zu 2) für unzulässig gehalten,

da ihm kein behördliches Gebot durch den angefochtenen Bescheid auferlegt werde. Insbeson

dere werde ihm nicht aufgegeben, einen bestimmten Teil seines Einkommens dem Beschwer

deführerzu 1) monatlich zur Verfügung zu stellen.

Die Klage des Beschwerdeführers zu 1) sei zulässig, allerdings seien keine durchgreifenden

verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Regelungen des § 7 Abs. 3 Nr. 2 8GB II i.V.m. § 9

Abs. 2 Satz 2 SGB II gegeben. Dem Gesetzgeber stehe ein weiter Spielraum zur Ausgestal

tung von Sozialleistungen zu. Der Gesetzgeber habe die Leistungen nach dem SGB II als sub

.sidiäre Leistungen ausgestaltet. Dabei sei er nicht gehalten, an die Regelungen des zivilrechtli

chen Unterhaltsrechts anzuknüpfen. Der fürsorgerechtliche Gesetzgeber dürfe bei der Frage,

ob der Einsatz staatlicher Mittel gerechtfertigt sei, von den Regelungen des Unterhaltsrechts

abweichen und typisierend unterstellen, dass in einem Haushalt zusammenlebende Familien

angehörige sich unterstützen.

Der fürsorgerechtliche Selbstbehalt des Beschwerdeführers zu 2), der im Rahmen der Klage
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des Beschwerdeführers zu 1) zu prüfen sei, sei gewahrt, da dem Beschwerdeführer zu 2) im

merhin die Leistungen verlieben, die er auch nach dem Sozialhilferecht erhalten würde.

Auch ein Verstoßgegen den Gleichheitssatz liege nicht vor.

Das Einkommensgrundrecht des Beschwerdeführers zu 2) sei ebenfalls nicht verletzt.

Die Beschwerdeführer können die Verfassungswidrigkeit der angegriffenen Normen sowie der

angegriffenen Entscheidur~gen, insbesondere des Urteils des Bundessozialgerichts und des

Bescheides der ARGE vom 08. November 2006 nicht mehr mit Rechtsmitteln angegriffen. Der

Rechtsweg ist somit ausgeschöpft.

2. Betroffenheit

a) Beschwerdeführer zu 1)

Der Beschwerdeführer zu 1) ist durch den angefochtenen Bescheid sowie das Urteil des Bun

dessozialgerichtes und die Urteile des Sozialgerichtes sowie des Bayerischen Landessozialge

richtet in seinen Grundrechten persönlich betroffen.

Verletzt sind Art. 1 Abs. 1 GG i.V.rn. Art. 20 Abs. 1 GG, nämlich das Grundrecht auf Gewähr

leistungen des menschenwürdig&n Existenzminimums sowie der allgemeine Gleichheitsgrund

satz gemäßArt. 3 Abs. 1 GG.

Das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums ist deswegen

verletzt, weil dem Beschwerdeführer zu 1) Einkommen seines Vaters zugerechnet wird, über

das er nicht verfügen kann. Er wird auf Leistungen verwiesen, deren Erbringung nicht durch ein

subjektives Recht gewährleistet ist.

Art. 3 Abs. 1 GG wird verletzt, weil er einerseits anders gestellt wird als volljährige Kinder, die

über 26 Jahre alt sind und zum anderen, weil er ungleich behandelt wird mit Leistungsempfän

gern nach dem SGB Xli. Nach § 19 SGB XII bilden Kinder, die dem Haushalt ihrer Eltern oder

eines Elternteils angehören, mit diesen nur dann eine Einsatzgemeinschaft, wenn sie minder­

jährig und unverheir~tet sind.

Der Beschwerdeführer zu 1) ist auch als Adressat des Bescheides vom 08. November 2006,

des Widerspruchsbescheides, sämtlicher Urteile und der Entscheidung des Bundessozialge

richtes Betroffener. Er hätte, Gesetz den Fall die angegriffenen Normen würden für verfas

sungswidrig erklärt, einen unmittelbaren höheren Leistungsanspruch gegen das Jobcenter Wei

den, den Rechtsnachfolger der ARGE Weiden­Neustadt.
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Auch der Beschwerdeführer zu 2) ist in eigenen Grundrechten unmittelbar betroffen.

Die Entscheidung der ARGE Weiden­Neustadt vom 08~ Noveml?er 2006 ist nicht an ihn adres

siert. Er ist aber im Bescheid als Mitglied der Bedarfsgemeinschaft bei der Berechnung berück

sichtigt worden. Im angefochtenen Bescheid heißt es ausdrücklich:

“Neben Ihnen selbst wurden die nachstehend aufgeführten Personen (Mitglieder der Bedarfs­

gemeinschaft) bei der Berechnung berücksichtigt:

Familienname

Vorname

‘Geburtsdatum

Im angegriffenen Bescheid wird auch der Beschwerdeführer zu 2) als weiterer Angehöriger auf

geführt. Im Widerspruchsbescheid, der wiederum wieder nur an den Beschwerdeführer zu 1)

gerichtet ist, wird ausdrücklich das anzurechnende Einkommen des Beschwerdeführers zu 2)

errechnet.

Der Beschwerdeführer zu 2) ist auch Kläger, Berufungsführer und Revisionskläger in dem sozi

algerichtlichen Verfahren gewesen und als solcher Adressat der gerichtlichen Entscheidungen.

Es ist allerdings richtig, dass sämtliche gerichtlichen Entscheidungen davon ausgehen, dass

die Klage des Beschwerdeführers zu 2) unzulässig gewesen sei, da er nicht klagebefugt gewe

sen sei.

Das Bundessozialgericht führt in seinem Urteil vom 19. Oktober 2010 hierzu unter Ziff. 111. aus:

“Die Revision des Klägers zu 2) ist unbegründet,. denn .der Kläger zu 2) ist nicht klagebefugt. Er

kann sich keiner Verletzung seiner spezifisch rechtlichen Interessen durch die Berücksichtigung

seiner Erwerbsunfähigkeitsrente als Einkommen seines Sohnes, des Klägers zu 1) berüh

men. Das BSG hat klargestellt, dass es sich bei den Ansprüchen der Mitglieder einer Bedarfs­

gemeinschaft um Einzelansprüche handelt, die jeweils gesondert und einzeln von dem rechtlich

Betroffenen gerichtlich geltend zu machen sind

Der Kläger zu 2) kann keine eigenen rechtlichen Ansprüche im Rahmen des SGB II geltend

machen, weil er vom Leistungsbezug gemäß§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m § 8 5GB II ausge

schlossen ist. Soweit er höhere Leistungen für seinen Sohn, den Kläger zu 1), fordert, steht das
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rechtliche Interesse hieran ausschließlich seinem Sohn zU. Dass bei dem Kläger zu 1) die Ren

te des Klägers zu 2) wegen ihrdr Berücksichtigung als Einkommen zu einem geringeren Leis

tungssatz führt, berührt mithin lediglich die wirtschaftlichen Interessen des Klägers zu 2). Denn

das BSG hat ebenfalls klargestellt, dass aus der Verklammerung von Personen zu Mitgliedern

einer Bedarfsgemeinschaft im 8GB II keinerlei Rechtsansprüche der zusammen veranlagten

Personen auf Unterhältsleistungen bzw. auf einen sozialrechtlichen Ausgleich der berücksich

tigten Einkommensanteile entstehen....So kann der Kläger zu 1) den bei ihm berücksichtigten

~inkommensanteil aus der Erwerbsunfähigkeitsrente seines Vaters gegen diesen nicht (sozial

)rechtlich geltend machen, weshalb rechtliche Interessen des Klägers zu 2) hierdurch gerade

nicht berührt werden können. Die bloßwirtschaftliche Reflexwirkung der Entscheidung gegen

über dem Kläger zu 1) auf den Gesamthaushalt der beiden Kläger ~chaffl noch keine Klagebe

fugnis für den Kläger zu 2).“

Diese Argumentation bezieht sieh auf die Frage der sozialrechtlichen Klagebefugnis gemäß

§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG. Sie ist aber nicht auf die Betroffenheit im Sinne des § 90 BVerfGG zu

übertragen.

Gemäß § 90 BVerfGG ist Voraussetzung eine eigene, unmittelbare und gegenwärtige Be

schwer des Verfassungsbeschwerdeführers.

Auch dann, wenn der Beschwerdeführer nicht Adressat des angegriffenen Aktes ist, ist eine

Abgrenzung danach zu treffen, ob der Beschwerdeführer selbst unmittelbar rechtlich oder nur

faktisch betroffen ist. Selbstbetroffenheit ist dann gegeben, wenn der Akt zwar an Dritte gerich

tet ist, aber eine hinreichend enge Beziehung zwischen der Grundrechtspdsition des Beschwer

deführers und der Maßnahme besteht.

Der Beschwerdeführer zu 2) ist durch den angefochtenen Bescheid und die angefochteneh

Entscheidungen in seinen Rechten aus Art. 14 Abs. 1, Abs. 3 GG betroffen. Sein. Rentenein

kommen wird ihm nämlich durch den angefochtenen Bescheid in der Weise entzogen, dass er

einen Teil hiervon dem Beschwerdeführerzu 1), seinem Sohn, zur Verfügung stellen muss.

as ist zwar richtig, dass rein nach dem Bescheid eine interne Verteilung des Einkommens in

nerhalb der Bedarfsgemeinschaft nicht angeordnet wird. Insofern enthält der angefochtene Be

scheid vom 08. November 2006 kein Leistungsgebot an den Beschwerdeführer zu ~)‘ 191,28 €

seinem Sohn, dem Beschwerdeführerzu 1), monatlich zur Verfügung zu stellen. Der Beschwer

deführer zu 2) wird aber in dem Bescheid als Mitglied. der Bedarfsgemeinschaft erfasst. Die

Einkommensanrechnung erfolgt gemäß§ 9 Abs. 2 Satz 2SGB II. Sie wird dadurch “legitimiert“,

dass gemäß§ 7 Abs. 3 Nr. 2 8GB II eine Bedarfsgemeinschaft zwischen EItern und unverhei

rateten Kindern unter 25 Jahren angenommen wird. Eine Bedarfsgemeinschaft setzt daher vo

raus, dass die Partner, die in ihr leben, füreinander einstehen. Dies zeigt sich auch in der Aus
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gestaltung von Bedarfsgemeinschaften in sonstigen Fällen, z.B. bei “eheähnlichen Gemein

schaften“, bei denen eine Bedarfsgemeinschaft dann angehommen wird, wenn wechselseitiger

Wille, Verantwortung füreinander zu tragen und füreinander einzustehen, vorhanden ist, § 7

Abs. 3 Nr. 3 c) SGB II LV.m § 7 Abs. 3a) 8GB II.

Dem ent~pricht auch, dass auch der Beschwerdeführer zu 2) als Mitglied der Bedarfsgemein

schaft im Bescheid genannt wurde.

Wenn man davon ausgeht, dass in einer Bedarfsgemeinschaft die Partner ­hier Vater und

Sohn­ füreinander einstehen, ist der Beschwerdeführer zu 2) aber auch von dem Bescheid be

troffen, auch wenn ihm nicht formal, aber inhaltlich auferlegt wird, sein Einkommen mit seinem

Sohn zu teilen.

Dem Beschwerdeführer zu 2) bleibt letztlich nur die Wahl, seinen Sohn mit Leistungen leben zu

lassen, die unter dem Existenzminimum liegen, oder sein eigenes Einkommen mit ihm zu teilen

und dabei gerade noch sein eigenes Existenzminimum zu decken.

Wenn das Gesetz eine moralische Verpflichtung sieht, die zur Anrechnung von Einkommen in

diesen Fällen ausreicht, danh stellt der Bescheid genau diese Verpflichtung auch mit Wirkung

gegenüber dem Vater fest.

Geht man allerdings davon aus, dass dies nicht der Fall sei, weil kein direktes Leistungsgebot

enthalten ist, dann mag die Betroffenheit des Vaters Ensoweit fehlen, aber dann würde der Sohn

auf nicht präsentes Einkommen verwiesen. Ihm würde zugemutet, von Einkommen zu leben,

das er tatsächlich nicht haben kann, er würde mangels festgestellter Verpflichtung des Vaters

auf reine Fürsorge des Vaters verwiesen, was offensichtlich von vornherein verfassungswidrig

wäre. Denn ein Hilfebedürftiger darf nicht auf freiwillige Leistungen des Staates oder Dritter ver

wiesen werden, deren Erbringung nicht durch ein subjektives Recht des Hilfebedürftigen ge

währleistet ist, vgl. BVerfG, Urteil vom 09. Februar 2010, Aktenzeichen 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09,

1 BvL 4/Ö9.

Wenn also von Gesetzes wegen überhaupt ~inkommen nach § 9 Abs. 2 Satz 2 8GB II anzu

rechnen ist und dies übSrhaupt zu prüfen ist, dann muss eine Belastung gegenüber allen Mit

gliedern der Bedarfsgemeinschaft existieren, so dass Betroffenheit auch gegenüber allen Mit

gliedern der Bedarfsgemeinschaft vorliegt.

Dies wäre im Übrigen unproblematisch, wenn der Beschwerdeführer zu 2) nicht Erwerbsminde

rungsrentner, sondern erwerbsfähiger Hilfebedürfiger mit geringem Arbeitseinkommen wäre.

Würde der Beschwerdeführer zu 2) sein Einkommen aus Erwerbstätigkeit erzielen, würde ge
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mäfS § 9 Abs. 2 Satz 3 5GB II sein Einkommen allen Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft pro

zentual in Bezug auf deren Bedürftigkeit zugerechnet. Er selbst würde dann “bedürftig“ gerech

net und wäre Empfänger von weiteren Leistungen nach dem 5GB II. § 9 Abs. .2 Satz 3 SGB II

lautet:

“Ist in einer Bedarfsgemeinschaft nicht der gesamte Bedarf aus eigenen Kräften und Mitteln ge

deckt, gilt jede Person der Bedarfsgemeinschaft im Verhältnis des eigenen Bedarfs zum Ge

samtbedarf als hilfebedürftig.“

Bei Anwendung dieser Vörschrift wäre der Beschwerdeführer zu 2) ohne weiteres Mitglied der

Bedarfsgemeinschaft. Sein Einkommen würde nicht vorweg von seinem Bedarf abgezogen und

im Übrigen dem Sohn zur Verfügung gestellt, sondern sein Einkommen würde von vornherein

in der Quote der Bedürftigkeit auf ihn und seinen Sohn verteilt.

Da sich dann aber bei einem Erwerbsminderun~srentner das Problem ergibt, dass er selbst

seinen eigenen Bedarf nicht mehr deckt, weil ihm selbst Leistungen nach dem SGB II versagt

sind, würde sich än sich eine Bedürftigkeit im Sinne des 8GB XII ergeben. Nachdem das

SGB XII aber die quotale Anrechnung bei gemischten Bedarfsgemeinschaften nicht kennt, wür

de ihm im Leistungssystem des 8GB XII zunächst sein eigenes Einkommen voll bedarfsmin

dernd angerechnet. Der volljährige Sohn, der nach dem SGB XII ohnehin nicht zur Bedarfsge

meinschaft gehört, würde nicht berücksichtigt. Das Ergebnis wäre, dass der Beschwerdeführer.

zu 2) keine Leistungen nach dem SGB XII erhalten würde und insgesamt eine Unterdeckung in

der Bedarfsgemeinschaft aufträte.

Um dieses offensichtlich verfassuuigswidHge Ergebnis zu verhindern, wird nach herrschender

Meinung § 9 Abs. 2 Satz 3 SGB II verfassungskonform ausgelegt, so dass statt der üblichen

horizontalen, also quotalen Berechnung eine vertikale Berechnung bei gemischten Bedarfsge

meinschaften vorgenommen wird, vgl. Eicher/Spellbrink/Mecke, § 9, 30b).

Der Beschwerdeführer zu 2) ist hier also nur deswegen nicht formal auch Adressat des ange

fochtenen Verwaltungsaktes, weil zur Umgehung einer von vornherein verfassungswidrigen

Entscheidung eine Berechnungsmethode anders angewandt wird.

Das Ergebnis der Berechnung ist das gleiche, egal, in welche Richtung gerechnet wird: Der

Gesamtbedarf der Bedarfsgemeinschaft bleibt gleich, egal, wem die einzelne Leistung zuge­

rechnet wird.

Nachdem der Beschwerdeführer zu 2) hier nur deswegen nicht Adressat des angefochtenen

Verwaltungsaktes ist, weil eine noch verfassungskonforme Berechnungsmethode gewählt wird,

um gemischte Bedarfsgemeinschaften zu erfassen, das wirtschaftliche Ergebnis für ihn aber
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exakt das gleiche ist wie bei einer horizontalen Berechnung, kann ihm die Betroffenheit nicht

abgesprochen werden.

Durch den angefochtenen Bescheid wird festgestellt, dass der Beschwerdeführer zu 1) und der

Beschwerdeführer zu 2) in einer Bedarfsgemeinschaft leben und das Einkon~men des Be

schwerdeführers zu 2) dem Beschwerdeführer zu 1) intern zugute zu kommen hat. Es wird fest

gestellt, dass beide in einer Bedarfsgemeinschaft, also einer Gemeinschaft wirtschaften oder

wenigstens wirtschaften müssen, in der sie zunächst den gegenseitigen Bedarf abdecken, be

vor sie weitergehende eigene Bedürfnisse befriedigen, weil sonst einer der beiden ‘Partner“ der

Bedarfsgemeinschaft unweigerlich nicht die Mittel zur Verfügung hat, um sein Existenzminimum

zu decken. Damit ist der Beschwerdeführer zu 2) unmittelbar in seinem Eigentumsgrundrecht

betroffen. Denn seine bereits erwirtschaftete und ihm monatlich ausgezahlte Rente muss er

entweder einsetzen, um seinen Sohn zu unterstützen oder er muss seinen Sohn Mangel leiden

lassen. Der Beschwerdeführer zu 2) ist auch in seinem Grundrecht aus Art. 3 Abs. 1 GG ver

letzt. Denn ihm wird im Gegensatz zur Mutter des Beschwerdeführers zu 1) auferlegt, sein Ein

kommen bis zur sozialhilferechtlichen Schwelle mit seinem Sohn zu teilen, wohingegen die

nicht im Haushalt wohnende Mutter keine solche Verpflichtung trifft.

3. Voraussetzungen des § 93 a BverfGG:

Die Verfassungsbeschwerde ist zur Entscheidung anzunehmen, weil ihr grundsätzliche verfas

sungsrechtliche Bedeutung zukommt.

Es bestehen ernstliche Zweifel an der Verfassungsgemäßheit der “U 25­Regelung“ nach den

§~ 7 Abs. 3 Nr. 2, 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II i.V.m. § 9 Abs. 2 Satz 2 SGB II sowie der Vorschrift

des § 20 Abs. 2 Satz 2 3GB II in der Fassung der 3GB II für die Zeit ab dem 01 .07.2006. Die

genannten Vorschriften lauten:

Zur Bedarfsgemeinschaft gehören die im Haushalt lebendbn Eltern oder der im Haushalt leben

de Eltarnteil eines unverheirateten e,werbsfähigen Kindes, welches das 25. Lebensjahr noch

nicht vollendet hat, und der im Haushalt lebende Partner dieses Elternteils (~ 7 Abs. 3 Nr. 2

5GB II).

Zur Bedarfsgemeinschaft gehören die dem Haushalt angehörenden unverheirateten Kinder der

in den Nummern 1­3 gehannten Personen, wenn sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet

haben, soweit sie die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhaits niöht aus eigenem Ein

kommen oder Vermögen beschaffen kännen. (~ 7 Abs. 3 Nr. 4 5GB II)
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Bei unverheirateten Kindern, die mit ihren Eltern oder einem Elternteil in einer Bedarfsgemein

Schaft leben und die die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts nicht aus ihrem eige

nen Einkommen oder Vermögen beschaffen können, sind auch das Einkommen und Vermögen

der Eltern oder des Elternteils und dessen in Bedarfsgemeinschaft lebenden Partners zu be

rücksichtigen. (~ 9 Abs. 2 Satz 2 SOS II)

Die Regelleistung für sönstige erwerbsfähige Angehörige der Bedarfsgemeinschaft beträgt 80

vom Hundert der Regelleistung nach Satz 1. (~ 20 Abs. 2 Satz 2 SOS II)

Die Frage, wer zu einer Bedarfsgemeinschaft zusammengefasst werden kann~ ist nicht geklärt.

Die Frage ist nicht unmittelbar aus dem Grundgesetz zu beantworten. Insbesondere bietet auch

Art. 6 GG keinen Maßstab dafür, welche Kinder mit ihren Eltern in einer Bedarfsgemeinschaft

zusammengefasst werden können.

Hinsichtlich der Frage, welches Einkommen den Kindern zugerechnet werden kann, ist aus der

Verfassung nichts ersichtlich

Eine Klärung durch verfassungsgerichtliche Rechtsprechung hat nicht stattgefunden.

Dies gilt ohne weiteres für § 7 Abs. 3 Nr. 2, § 7 Abs. 3 Nr. 4 5GB II und § 9 Abs. 2 Satz 2 5GB

Ii. Für § 20 Abs. 2 Satz 2 5GB II gilt dies ebenfalls.

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 09.02.2010, Az.: 1 BVL 1/09, 1 BVL 3/09, 1

BVL 4/09 hat festgestellt, dass § 20 Abs. 2 Satz 1 SGB II verfassungswidrig ist. Es hat aber die

Vorschrift des § 20 Abs. 2 Satz 2 SGB II nicht berührt.

Allerdings bestimmt § 20 Abs. 2 Satz 2 SGB II die Höhe der Regelleistung.für sonstige er

werbsfähige Angehörige der Bedarfsgemeinschaft. Nachdem diese Regelleistung der Höhe

nach in Abhängigkeit von der Regelleistung gemäß§ 20 Abs. 2 Satz 1 SGB II abgeleitet ist, ist

ersichtlich, dass zumindest was die Höhe dieser Regelleistung betrifft, eine verfassungsgericht

liche Klärung vorliegt. Denn nachdem in der zitierten Entscheidung vom 09.02.2010 das Bun

desverfassungsgericht die Höhe der Regelleistung, wie sie in § 20 Abs. 2 Satz 1 SGB II be

stimmt wird, für verfassungswidrig erklärt hat, dann muss auch die unmittelbar hieraus abgelei

tete Höhevon 80. vom Hundert für sonstige Erwerbsfähige verfassungswidrig sein. Sie ist aber

gleichwohl anwendbar, wie sich aus der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ergibt.

Die hier erhobene Verfassungsbeschwerde richtet sich allerdings nicht gegen die Anwendbar

keit von § 20 Abs. 2 Satz 2 in Bezug auf die Höhe. Es wird nicht geltend gemacht, dass die Hö

he der Reg~lleistung mit 278,00€ bzw. 345,00€ verfassungswidrig sei.
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Im Gegenteil erstrebt der Beschwerdeführer zu 1) die weitergehende Aufhebung von § 20 Abs.

2 Satz 2 SGB II, um die noch für den streitgegenständlicheri Zeitraum bewilligungsfähige Re

gelleistung gemäß§ 20 Abs. 2 Satz 1 5GB II zu erhalten. Es wird nicht geltend gemacht, dass

die Höhe der Regelleistung im streitgegenständlicljen Zeitraum unrichtig errechnet und damit

verfassungswidrig sei, sondern es wird geltend gemacht, dass eine Kürzung der Regelleistung.

für volljährige Hilfebedürftige, die mit Eltern in einer Bedarfsgemeinschaft leben, verfassungs

widrig ist. Diese Frage, die in der besonderen Regelung des § 20 Abs. 2 Satz 2 SGB II mit der

Kürzung auf 80 vom Hundert verbunden ist, !st vom Bundesverfassungsgericht nicht entschie

den.

4. Die Grundrechtsverletzungen im Einzelnen:

a) Art. 1 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG

Art. 1 Abs. 1 GG begründet den Anspruch auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Exis

tenzminimums i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG. Das Sozialstaatsgebot erteilt dem Gesetzgeber den

Auftrag, jedem ein menschenwürdiges Existenzminimum zu sichern. Dem Gesetzgeber kommt

ein Gestaltungsspielraum bei den unausweichlichen Wertungen zu, die mit der Bestimmung der

Höhe des Existenzminimums verbunden sind, vgl. BVerfG, Urteil vom 09.02.2010, 1 BvL 1/09,

1 BvL 3/09, 1 BvL 4/09.

Das Grundrecht aus Art. 1 Abs. 1 GG hat als Gewährleistungsrecht in seiner Verbindung mit

Art. 20 Abs. 1 GG neben dem absolut wirkenden Anspruch aus Art. 1 Abs. 1 GG auf Achtung

der Würde jedes Einzelnen eigenständige Bedeutung.

Als Grundrecht ist die Norm nicht nur Abwehrrecht gegen Eingriffe des Staates, der Staat muss

die Menschenwürde auch positiv schützen. Diesen objektiven Verpflichtungen aus Art. 1 Abs. 1

GG korrespondiert einen Leistungsanspruch des Grundrechtsträgers, da das Grundrecht die

Würde jedes individuellen Menschens schützt und sie in Notlagen nur durch materielle Unters

tützung gesichert werden kann.

Die Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums muss durch einen gesetzli

chen Anspruch gesichert sein. Ein Hilfebedürftiger darf nicht auf freiwillige Leistungen des

Staates oder Dritter verwiesen werden, deren Erbringung nicht durch ein subjektives Recht des

Hilfebedürftigen gewährleistet ist, BVerfG a.a.O.

Der Beschwerdeführer zu 1) wird durch die Vorschriften, nämlich § 7 Abs. 3 Nr. 2, § 7 Abs. 3

Nr. 4 SGB II i.V.m.. § 9 Abs. 2 Satz 2 SGB II mit dem Beschwercieführer zu 2) in einer Bedarfs­

gemeinschaft zusammengefasst.
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Ober die letztgenannte Vorschrift wird ihm das Einkommen des Beschwerdeführers zu 2), das

dieser nicht für die Deckung seines unmittelbaren sozialhilferechtlichen Existenzminimums be

nötigt, als Einkommen zugerechnet. Einen Anspruch auf Zahlung dieses Betrages oder auf

Sachleistungen gegenüber seinem Vater hat der Beschwerdeführer allerdings nicht. Er ist ins

besondere nicht Gläubiger einer irgendwie gearteten Unterhaltsforderung gegenüber dem Va

ter. Der Unterhaltsanspruch gegenüber~ volljährigen Kinder ist generell ein Barunterhaltsan

spruch, § 1612 Abs. 1 Satz 1 BGB. Dieser bestimmt, dass der Unterhalt durch Entrichtung ei

ner Geidrente zu gewähren ist. Allerdings kann in Ausnahmefällen der Verpflichtete verlangen,

dass ihm die Gew~hrung des Unterhalts in anderer Art gestattet wird, wenn besondere Gründe

es rechtfertigen. Hierbei ist aber auf die Belange des Kindes die gebotene Rücksicht zu neh

men. Auch dies ergibt sich aus § 1612 BGB.

Bei einem volljährigen Kind geht die Rechtsprechung generell davon aus, dass Unterhalt nur

dann zu leisten ist, wenn das Kind sich noch in Schulbildung oder Ausbfldung befindet. Nach

Absolvierung einer Ausbildung sind nur noch in Ausnahmefällen Unterhaltsverpflichtungen der

Eltern für ihre Kinder gegeben, z.B. wenn das Kind aufgrund einer Krankheit erwerbsunfähig

ist. Es wäre also schon fraglich, ob der Beschwerdeführer zu 1) gegenüber dem Beschwerde­

führer zu 2) überhaupt einen Unterhaltsanspruch dem Grunde nach hätte.

Qer Höhe nach hat er ihn aber nicht, denn nach den Süddeutschen Leitliniön 2005, deii an

wendbaren Leitlinien auf Unterhaltsansprüche der Familiensenate in Süddeutschland für den

streitgegenständlichen Zeitraum betrug der nötwendige Selbstbehalt gegenüber minderjährigen

Kindern beim Nichterwerbstätigen 770,00€, gegenüber volljährigenKindern generell

1.100,00€. Selbst wenn man von dem notwendigen Selbstbehalt von 1.100,00€, den der Be

schwerdeführer zu 2) unterhaltsrechtlich gegenüber dem Beschwerdeführer zu 1) verteidigen

könnte, die Kosten für Unterkunft und Heizung in Höhe von 450,00 € in voller Höhe abziehen

würde, verbliebe noch ein Betrag von 650,00 €. Die Erwerbsminderungsrente, die der Be

schwerdeführer zu 2) im genannten Zeitraüm bezog, betrug aber nur 615,84€, blieb also unterS

jeglichem unterhaltsrechtlichen Selbstbehalt. Es bestand auch der Höhe nach kein Unterhalts

anspruch des Beschwerdeführers zu 1) gegenüber dem Beschwerdeführer zu 2), und zwar un~

ter keinem denkbaren Gesichtspunkt.

Dennoch wird der Beschwerdeführerzu 1) durch den Bescheid vom 08.11.2006 darauf verwie

sen, vom Einkommen seines Vaters mit zu leben. Er erhielt eine Leistung von 175,64 €‚ hierin

enthalten ein Anteil für Kosten der Unterkunft von 10,92 €.

Der Betrag, der ihm zum Leben zur Verfügung stand, betrug damit 164,72 €. Dieser Betrag

macht 47,74 % des Regelsatzes eines Alleinstehenden aus, liegt also unter der Hälfte dessen,

was einem alleinstehenden Hilfebedürftigen üblicherweise als Existenzminimum zugebilligt
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wird.

Selbst wenn man die in der Regelleistung berücksichtigten Ausgaben für Dinge, die nicht der

unmittelbaren Existenzsicherung dienen, abiieht, verbleibt praktisch kein freies Einkommen

mehr. Der Beschwerdeführer zu 1) konnte von diesem Betrag nicht seinen notwendigen Bedarf

decken. Der Betrag ist evident unzureichend, was sichinsbesondere 2eigt, wenn der Betrag mit

den Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz verglichen wird. Die nach dem Asylbe

werberleistungsgesetz einem alleinstehenden Hilfebedürftigen zustehende Summe beläuft sich

auf 360,00 DM bzw. 184,07€. Sie liegt also noch über dem Betrag,den der Beschwerdeführer

zu 1) für die Zeit von November 2006 bis März 2007 erhalten hat.

Die Mutter des Beschwerdeführers zu 1) war im streitgegenständlichen Zeitraum ebenfalls nicht

unterhaltsverpflichtet ihm gegenüber. Dies wurde auch von der ARGE in dem angefochtenen

Bescheid vom 08.11.2006 nicht angenommen.

Auch sämtliche gerichtlichen Entscheidungen gehen davon aus, dass der Beschwerdeführer zu

1) keinen Unterhaltsanspruch gegenüber dem Beschwerdeführerzu 2) oder einer anderen Per

son hatte. Das Bundessozialgericht hat in seiner Entscheidung vom 19. 10.2010 zu dieser Prob

lematik ausgeführt, dass der fürsorgerechtliche Gesetzgeber bei der Frage, ob der Einsatz

staatlicher Mittel gerechtfertigt sei, von den Regelungen des Unterhaltsrechts abweichen und

typisierend unterstellen dürfe, dass in einem Haushalt zusammenlebende Familienangehörige,

die hier in gerader Linie verwandt seien, sich unterstützen. Das Bundessozialgericht verwies

auf sein Urteil vom 13.11.2008, Az.: B l4As 2/08 R. Es handelt sich um das sogenannte “Stief

kind­Urteil“. Nach der seit dem 01 .08.2006 geltenden Regelung des § 7 und des § 9 5GB II

wird Kindern das Einkommen des nicht mit ihnen verwandten Partners ihres Elternteils zuge­

rechnet, der mit ihnen in Haushaltsgemeinschaft lebt. Auch in diesem Verfahren stellte sich die

Frage, ob die Regelung aus verfassungsrechtlichen Gründen so bedenklich ist, dass sie nicht

angewendet werden darf. Das Bundessozialgericht hat in dieser und auch in der hier angefoch

tenen Entscheidung weiter ausgeführt, dass bei der Gewährung von Sozialleistungen unabhän

gig von bestehenden bürgerlich­rechtlichen Unterhaltspflichten die Annahme von Hilfebedürftig

keit davon abhängig gemacht werden dürfe, ob sich für den einzelnen typisierend aus dem Zu

sammenleben mit anderen Personen Vorteile ergeben, die die Gewährung staatlicher Hilfe

nicht oder nur noch in eingeschränkten Umfang gerechtfertigt erscheinen lassen. Zwar könne

nicht jedes Zusammenleben in einer Haushalts­ und Wirtschaftsgemeinschaft beachtlich sein,

es sei Voraussetzung, dass die Bindungen der Partner so eng sind, dass von ihnen ein gegen,

seitiges Einstehen in den Not­ und Wechselfällen des Lebens erwartet werden könne. Sie

müssten sich so sehr füreinander verantwortlich fühlen, dass sie zunächst den gemeinsamen

Lebensunterhalt sicherstellen, bevor sie ihr persönliches Einkommen zur Befriedigung eigener

Bedürfnisse verwenden. Auch im hier streitgegenständlichen Fall habe der Gesetzgeber typi

sierend unterstellen dürfen, dass Eltern, die mit ihr~n unter 25­jährigen Kindern in einem Haus
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halt zusammenleben, auch tatsächlich für diese aufkommen.

Es ist zwar richtig, dass unterschiedliche Behandlungen von fürsorgerechtlichen Sachverhalten

im Unterhaltsrecht und im Sozialrecht möglich sind. Allerdings ist Voraussetzung für eine ge

setzmäßige Bewertung und ­in diesem Fall Einschränkung­ des Anspruchs des Beschwerde­

führers zu 1), dass der Gesetzgeber die soziale Wirklichkeit zeit­ und realitätsgerecht im Hin

blick auf die Gewährleistung des menschenwürdigen Existenzminimums erfasst, die tatsächli

chen Verhältnisse beurteilt und schließlich den notwendigen Bedarf wertend einschätzt, vgl.

BVerfG vom 09.02.2010, Az.: 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09, 1 BvL 4/09.

Ein transparentes, sachgerechtes Verfahren, das sich am tatsächlichen Bedarf orientiert, ist

Voraussetzung für die Bemessung der sozialrechtlichen Leistungen, die einer Person zustehen.

Wird einer Person ein Einkommen zugerechnet, dann kann dies nur dann zugelassen werden,

wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass dieses Einkommen der Person auch tat

sächlich zur Verfügung steht.

Der Gesetzgeber hat es allerdings versäumt, den Bedarf junger Erwachsener und seine De

ckung in dem Haushalt der Familie in irgendeiner Form zu erfassen. Es wurde nicht ermittelt,

welche tatsächlichen Kosten im Haushalt typischerweise entstehen und welches Einkommen

typischerweise wem wie zur Verfügung gestellt wird.

Es existieren keine Statistiken oder Verbrauchsstichproben, die die Bedarfslage junger Erwach

sener berücksichtigen und sie mit der Bedarfslage älterer Erwachsener oder jüngerer Kinder

vergleichen.

Im Gesetzgebungsverfahren spielten Erwägungen zu dem tatsächliche Bedarf von jungen Er

wachsenen keine Rolle. Die Änderung des § 7 Abs. 3 Nr. 2 5GB II durch das 5GB lI~ÄndG vom

24.03.2096 erweiterte die Bedarfsgemeinschaft ab dem 01.07.2006 auf im Haushalt lebende

unverheiratete volljährige Kinder unter 25 Jahren. Zuvor waren lediglich minderjährige Kinder

erfasst.

Zur Vorbereitung dieses Änderungsgesetzes wurde zunächst ein Gesetzentwurf der Bundesre

gierung vom 29.11.2005 in den Bundestag eingebracht. Hier sollte allerdings nur eine Anglei

chung der Regelleistungen in den neuen Bundesländern an die Höhe der Regelleistungen in

den alten Bundesländern erfolgen, im Osten wurden bis dahin lediglich 331,00 €‚ im Westen

345,00 € bezahlt. Dies hätte allerdings zu einer jährlichen Mehrbelastung von rund 260

Millionen Euro geführt und wurde in der konkreten Form nicht umgesetzt, BT­Drucksache

16/99.

Es kam dann zu einer Beschlussempfehlung und den Bericht des Ausschusses für Arbeit und
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Soziales, niedergelegt in der BT­Drucksache 16/688. Hier wurde wiederum die Regelleistung

Ost/West angeglichen, daneben sollten weitere Maßnahmen die Kosten auffangen. Eswar dies

vor allem die Bedarfsgemeinschaft der unter 25­jährigen mit ihren Eltern, die dadurch gesichert

werden sollte, dass der Leistungsträger beim Umzug eines jungen Erwachsenen zustimmen

müsse, damit dieser volle Leistungen erhalte. Daneben war der Leistungsausschluss für EU

Bürger und die Absenkung des Rentenversicherungsbeitrages vorgesehen, wodurch Minder­

ausgaben im Jahr 2006 in Höhe von 40 Millionen Euro, danach jährlich in Höhe von rund 2,5

Milliarden Euro erwartet wurden.

Die “U 25­Regelung“ wurde also alleine aus fiskalischen Gründen vorgeschlagen.

Die Altersgrenze von 25 Jahren wird nirgendwo.begründet. Es handelt sich um eine willkürlich

gegriffene Größe, die je nach der gewünschten Kostenersparnis auch auf 4j Jahre, 25 Jahre,

27 Jahre oder eine andere Zahl hätte festgelegt werden können.

Beweis: BT 16/99

BTI6/688

Es ist zwar richtig, dass bereits früher unter der Geltung des Bundessozialhilfegesetzes dort für

junge Menschen ab 18 Jahren ein Regelsatz von 80 vom Huhdert des Haushaltsvorstandes an

genommen wurde, wenn ein volljähriger Erwachsener bei seinen Eltern oder bei anderen Ver

wandten in Haushaltsgemeinsch~ft bzw. Bedarfsäemeinschaft lebte. Dies erfolgte, weil man

annahm, dass die Generalunkosten des Haushaltes vom Haushaltsvorstand getragen würden.

Auch Ehepartner des Haushaltsvorstandes erhielten 80 % der Regelleistung.

Allerdings ist diese Lösung im SGB Xli zum 01 .01 .2005 nicht übernommen worden. Zuletzt hat

das Bundessozialgericht mit Urteil vom 23.03.2010, Az: B 8 80 17/09 R auch entschieden,

dass zumindest in dem Zeitraum vor Inkrafttreten des § 7 Abs. 3 Nr. 2, § 7 Abs. 3 Nr. 4 8GB II

ein Abschlag für volljährige Haushaltsangehörige im Recht des 5GB XII nicht möglich ist.

Wenn aber der Gesetzgeber zunächst eine fürsorgerechtliche Regelung aufgibt und siö später

wieder einführen möchte, ist zumindest zu erwarten, dass in irgendeiner Form eine Diskussion

über die statistischen Grundlagen für eine solche Entscheidung stattfindet. Allerdings hat sich

der Bundestag mit den Regelungen des 3GB XII und des alten BSHG nicht auseinander ge

setzt.

Schließlich ist auch die Höhe der Regelleistungen für junge Erwachsene mit 80 vom Hundert

der Regelleistung für Alleinstehende willkürlich gegriffen. Nach dem Unterhaltsrecht haben Per

sonen fiber 18 Jahre selbst dann, wenn sie im Haushalt der Eltern wohnen, einen höheren Be

darf als Kinder unter 18 Jahren. Zwar können Grundsätze des Unterhaltsrechts nicht ohne wei
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teres auf sozialleistungsrechtliche Vorgänge übertragen werden. Das Bundesverfassungsge

richt hat aber in seiner Entscheidung vom 09.02.2010 klargestellt, dass es zumindest Anlass

bietet, die Bildung von einheitlichen Altersgruppen zu hinterfragen, wenn im Unterhaltsrecht

zwischen Kindern verschiedener Altersgruppen unterschieden wird:

Die Regelung der §~ 7 Abs. 3 Nr. 2, .7 Abs. 3 Nr.4 5GB II i.V.ni. § 9 Abs. 2 Satz 2 SGB II sind

nach den Grundsätzen, die das Bundesverfassungsgericht in seiner bereits zitierten Entschei

dungen vom 09.02.2010 aufgestellt hat, mangels eines sachgerechten, transparenten Verfah

rens zur Ermittlung des Bedarfs und seiner Deckung verfassungswidrig;

Die dem Beschwerdeführer zu 1) im streitgegenständlichen Zeitraum zugebilligten Leistungen

sind evident unzureichend. Er hatte auch keine Möglichkeit, diese Leistungen durch einen sub

jektiven Anspruch gegenüber Dritten zu ergänzen.

Er wurde auf Leistungen verwiesen, auf die er keinen Anspruch hatte, somit auf rein fiktives

Einkommen.

Der angefochtene Bescheid ist damit verfassungswidrig.

b) Art. 3 Abs. 1 GG

§~ 7 Abs. 3 Nr. 2, 7 Abs. 4,~ 9 Abs. 2 Satz 2 SOB II verstoßen gegen Art: 3 Abs. 1 GG.

Durch die Norm wird nämlich bewirkt, dass junge Erwachsene unter 25 Jahren auf staatliche

Hilfe keinen oder nur geringeren Anspruch haben, während Personen ab dem 25. Geburtstag

Hilfe erhalten. Eine Änderung in den Verhältnissen tritt aber durch die Vollendung des 25. Le

bensjahrs nicht ein.

Art. 3 Abs. 1 GG gebietet es, gleiche Sachverhalte gleich und verschiedenes nach seiner Ei

genart zu behandeln. Dabei ist der gesetzgeberische Spielraum bei der Beurteilung von ange

messen Behandlungen von Sachverhalten großund endet erst an der Willkürschranke, also

da, wo sich ein vernünftiger, aus der Natur der Sache .ergebender oder anderweitig sachlich

einleuchtender Grund für eine Ungleichbehandlung nicht mehr finden lässt, BVerfGE 1, 52,

seither ständige Rechtsprechung.

Die Schranke ist mit den angegriffenen Normen überschritten.

Das Bundessozialgericht hat in seiner Entscheidung ausgeführt, dass ein Verstoßgegen den

Gleichheitssatz nicht vorliege, denn es handelt sich um eine Stichtagsregelung. Die mit der for

mellen Starrheit einer Stichtagsregelung verbundenen zwangsweisen Härten seien grundsätz
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lich hinzunehmen.

Insbesondere verfolge der Gesetzgeber mit der Einführung der 25­Jahresgrenze verfassungs

rechtlich legitime Zwecke, denn es solle verhindert werden, dass Kinder, die im Haushalt der

Eltern leben, mit Erreichen der Volljährigkeit automatisch eine eigene Bedarfsgemeinschaft bil

den.

Hier vermischt allerdings das Bundessozialgericht zwei Sachverhalte. Es geht im vorliegenden

Fall nicht um die Frage, ob und welche Leistungen der Beschwerdeführer zu 1) erhalten hätte,

wenn er in eine eigene Wohnung umgezogen wäre. Es ist zwar richtig, wie das Bundessozial

gericht in der Entscheidung ausführt, dass der Steuerzahler nach der vor dem 01. Juli 2006

geltenden Regelung den Auszug aus dem Elternhaus zu finanzieren hatte, auf der anderen

Seite ist dies aber nicht streitgegenständlich. Der Beschwerdeführer zu 1) hatte nicht vor, aus

dem elterlichen Häushalt auszuziehen.

Die Frage, die sich stellt, ist nicht, ob er eine Bedarfsgemeinschaft bildet, sondern ob ihm Ein

kommen zugerechnet werden kann, über das er tatsächlich nicht verfügt. Im Übrigen erschließt

es sich auch nicht, aus welchem Grund es ein verfassunösrechtlich legitimer Zweck sein soll,

zu verhindern, dass Volljährige eine eigene Bedarfsgemeinschaft bilden. Im vorliegenden Fall

würde der Beschwerdeführer zu 1) auch nicht aus Steuermitteln Leistungen erhalten, sondern

zum wesentlichen und ganz überwiegenden Teil aus Leistungen der Bundesagentur für Arbeit.

In das System der Bundesagentur für Arbeit hatte er während seiner Ausbildung bereits einge

zahlt. Gerade än diesem Fall zeigt sich, dass die allgemeine Argumentation, dass letztlich

Stichtägsregelungen notw~ndig seien, nicht durchgreift: Art. 3 Abs. 1 GG mag generelle Stich

tagsregelungen erlauben. Er gebietet aber, dass sachIich~ Gründe für diese Regelungen vorlie

gen. Ob solche Gründe vorliegen, ist vom Gesetzgeber bei der “U25­Regelung“ nicht ermittelt

worden. Die schlagwortartigen Argumente, dass die Steuerzahler nicht damit belastet werden

könnten, wenn junge Erwachsene eigene Ansprüche anmeldeten, sind als. haushaltspolitische

Interessen sehr wohl berücksichtigungsfähig. Allerdings hat sich der Gesetzgeber offensichtlich

keinerlei Gedanken darüber gemacht, aus welchen Mitteln tatsächlich die Leistungen für junge

Erwachsene finanziert werden, ganz abgesehen davon, dass nach den oben dargelegten

Grundsätzen nunmehr die jungen Erwachsenen unter 25 Jahren den Anstieg der Regelsätze im

Osten Deutschlands “bezahlen“. Insofern ist di~ Frage zu stellen, ob eine Umverteilung unter

den Bedürftigen einseiti~ zu Lasten junger Erwachsener erfolgen darf. Dies ist kein legitimer

Grund für eine Ungleichbehandlung zwischen 24­Jährigen und älteren. Letztlich ist auf der Sei

te der betroffenen Beschwerdeführer auch einzustellen, dass der Lebensunterhalt des Be

schwerdeführers zu 1) nunmehr vom Beschwerdeführer zu 2) alleine sichergestellt werden soll,

obwohl dieser keine Unterhaltsverpflichtung hat und selbst durch die Erfüllung dieser “Verpflich

tung“ an die Grenze der Sozialhilfebedürftigkeit geräl Es steht also auf der einen Seite eine

staatliche Verpflichtung, die aus Grundrechten fol~t und die für den Bürger einzufordern ist, die
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aber auf eine Privatperson abgewälzt wird, die zur Erfüllung dieser Verpflichtung nur dann in

der Lage ist, wenn sie sich selbst so weit einschränkt, dass sie lebt wie ein Sozialhilfeempfän

ger Um annehmen zu können, dass Eltern von Personen zwischen. 18 und 24 Jahren sich ge

nerell so verhalten und generell notfalls bis auf Sozialhilfeniveau einschränken, hätte es

zumindest einer Untersuchung bedurft.

Die Grenze des 25. Lebensjahrs ist willkürlich gegriffen. Es gibt keine auch im Hinblick auf Art.

3 Abs. 1 GG Rechtfertigung für die Annahme dieser Grenze.

Eine Veränderung der Lage junger Volljähriger, die bei ihren Elterrrwohnen, gegenüber der La

ge “älterer“ Volljähriger ab dem 25. Lebensjahr ist auch nicht ersichtlich, sie ist nicht festge

stellt. Die Fähigkeit, “älterer“ Volljähriger, sich durch Arbeit zu erhalten, verändert sich nicht ge

genüber den jüngeren. Es besteht auch kein Unterschied in den Rechtsbeziehungen zu den El

tern. Die älteren Volljährigen tragen auch nicht die Generalkosten des Haushalts.

Allenfalls käme noch eine Missbrauchsverhütung als sozialpolitische Erwägung für eine Stich

tagsregelung in Betracht. Nach der oben zitierten Bundestags­Drucksache war diese auch vor

dergründig ein Motiv der Regeländerung. Allerdings ist “Missbrauch“ gerad~ nicht in der Aus

übung eigener Rechte zu sehen, sondern liegt immer nur dann vor, wenn eine staatliche Leis

tung in Anspruch genommen wird, obwohl ihre Voraussetzungen nicht vorliegen, also z.B.

wenn ein Arbeitnehmer seine Arbeit aufgibt und Arbeitslosengeld bezieht oder z.B. verschweigt,

dass er in Wahrheit in eheähnlicher Gemeinschaft lebt oder Einkommen hat. “Missbrauch“ in

dem Sinne, wie das Bundesverfassungsgericht ihn versteht, kann bei Umzügen von Personen

unter 25 Jahren in eine eigene Wohnung nicht vorliegen. Zur Vermeidung dieses Problems hät

te es sicherlich auch ausgereicht, die Erforderlichkeit eines Umzugs generell von der Zustim

mung des zuständigen Leistungsträgers abhängig zu machen.

Im Übrigen gibt es keine Statistiken darüber, wie viele ~‘ersonen direkt nach Erreichen der Voll

jährigkeit in eigene Wohnungen umgezogen sind, ohne dass dies erforderlich war. Auch hier

hätte der Gesetzgeber vor einer Neuregelung die tatsächliöhen Verhältnisse überprüfen müs

sen:

Im Übrigen ist Art. 3 Abs. 1 GG auch dadurch verletzt, weil der Beschwerdeführer zu 1) anders

gestellt wird als ein Leistungsbezieher nach dem SGB XII. Wie oben dargestellt ist ein Hilfebe

dürftiger nach dem 5GB XII, also ein erwerbsgeminderter junger Erwachsener nicht Teil einer

Bedarfsgemeinschaft mit seinen Eltern, da eine § 7 SGB II, § 9 SGB II entsprechende Anrech

nungsregelung im SGB XII fehlt. Einerseits ist durch diese Ungleichbehandlung der Beschwer

deführer zu 1) betroffen, denn einen sachlichen Hintergrund für diese Regelung gibt es nicht.

Es wäre eher davon auszugehen, dass bei einem von vornherein behinderten jungen Volljähri

gen die allgemeine Fürsorgepflicht der Eltern noch eher anzunehmen wäre als bei einem er
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werbsfähigen jungen Volljährigen, der eine Ausbildung absolviert hat und wenigstens zeitweise

vom elterlichen Haushalt unabhän~ig war.

Jedenfalls 1sf nicht einzusehen, dass der Bedarf eines jungen Volljährigen, der erwerbsfähig ist,

geringer bemessen sein soll als der eines erwerbsunfähigen. Der erwerbsfähige Hilfebedürftige

hat üblicherweise Aufwendungen für Bewerbungen und Ähnliches zu tätigen. Er hat somit in

gewisser Weise Aufwendungen, selbst dann, wenn er am Erwerbsleben im Augenblick nicht

teilnimmt.

Durch die Ungleichbehandlung von Hilfebedürftigen nach dem 5GB II uns dem 8GB XII ist aber

auch der Beschwerdeführer zu 2) betroffen.

Er muss sein Einkommen einem erwerbsfähigen Sohn zur Verfügung stellen, obwohl er dies

bei einem erwerbsunfähigen Sohn nicht tun müsste. Ihm wird also zugen~utet, einen jungen

Menschen mit zu unterhalten, obwohl dieser erwerbsfähig ist und obwohl bei einem erwerbsun

fähigen jungen Menschen im Zweifel noch eine Unterhaltspflicht bestehen könnte. Dies ist bei

einem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen ausgeschlossen, wenn er seine Ausbildung vollendet

hat. Eine sachliche Rechtfertigung für diese Unterscheidung ist nicht ersichtlich. Der Gesetzge

ber hat sie auch nicht getroffen. Er hat vielmehr rein willkürlich eine Grenze im SGB II gesetzt,

um Kosten, die durch die Anhebung der Regelsätze im Osten entstanden, aufzufangen. Eine

transparente, sachgerechte Überprüfung der neu gefundenen Regelung hat nicht stattgefun

den.

)
c) Art. 14 GG

Durch §~ 7 Abs. 3 Nr. 2 und 7 Abs. 3 Nr. 4, 9 Abs. 2 8GB II wird das Grundrecht des Be

schwerdeführers zu 2) auf Schutz seines .Eigentums verletzt. Ihm wird die wirtschaftliche Verfü

gungsmacht über das von ihm erworbene Einkommen aus Rente insoweit entzogen, als er nun

eine an sich rein staatliche Verpflichtung zugewiesen erhält, dieses Einkommen für einen Drit

ten mit einsetzen zu müssen.

Wie bereits oben dargestellt kann der Bescheid vom 08. November 2006 unter Berücksichti

gung der §~ 9Abs. 2 Satz 2 5GB II und 9 Abs. 2 Satz 3 8GB II verfassungskonform nur dahin

gehend ausgelegt werden, dass der Bescheid auch eine Feststellung darüber enthält, dass Ein

kommen des Vaters für den Sohn mit zu verwenden ist. Zwar enthält der Bescheid selbst keine

bindende Verfügung gegenüber dem Beschwerdeführer zu 2), andererseits ist er als Mitglied

der Bedarfsgemeinschaft “mit“ bedürftig, lediglich die Berechnungsmethode ist eine andere als

die bei einem Hilfebedürftigen nach dem 8GB II.

Die Erwerbsunfähigkeitsrente des Beschwerdefuhrers zu 2) beträgt rund 615,00 € Sie ist ein
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durch Art. 14 Abs. 1 GG geschütztes Eigentumsrecht.

Dem Beschwerd~führer zu 2) wird durch die Einbindung in die Bedarfsgemeinschaft letztlich

auferlegt, einen Teil seines Einkommens für seinen Lebensunterhalt nicht mehr einsetzen zu

können, sondern ihn seinem Sohn zur Verfügung zu stellen. Im konkreten Fall handelt es sJch

um rund 31 % des Einkommens des Beschwerdeführers zu 2).

Demgegenüber unterliegt der ande~e Elternteil, der ­soweit den Beschwerdeführern bekannt­

ebenfalls von Leistungen nach dem 5GB II lebte, dieser Einschränkung nicht. Der andere El

ternteil ist nicht unterhaltspflichtig. Der Mutter des Beschwerdeführers zu 1) wird auch nicht zu

gemutet, zugunsten dessen Unterhalts in eine billigere Wohnung zu ziehen oder bis auf 345,00

€ zzgl. Kosten der angemessenen Unterkunft für eine Person sämtliches Einkommen für den

Unterhalt des Kindes heranzuzi~hen.

Somit wird zugunsten einer öffentlichen Pflicht des Staates, nämlich der Fürsorge für den Be

schwerdeführer zu. 1), der Beschwerdeführer zu 2) allein belastet. Dieses Opfer wird der famili

är gleich verpflichteten Mutter nicht abverlangt. Es handelt sich aber um ein Opfer, für das der

Beschwerdeführer zu 2) auch keinerlei Aus~leich erhält. Er kann, da er erwerbsunfähig ist, sei

ne Lage auch nicht durch vermehrte Bemühungen um Erwerbstätigkeit verbessern. Er kann

auch auf seinen Sohn nicht einwirken, damit dieser seine Erwe~bsbemühungen verstärkt. Eben

so wenig wie der Beschwerdeführer zu 1) gegenüber dem Beschwerdeführer zu 2) einen An

spruch auf Unterhalt hat hat der Beschwerdeführer zu 2) gegenüber dem Beschwerdeführer zu

1) ein Recht auf Pflege und Erziehung.

Beim faktischen Verlust von 31 % der Einkünfte im ohnehin geringen Einkommensbereich ist

der Eingriff so erheblich, dass der Beschwerdeführer zu 2) auch unzumutbar im Sinne der Zu

mutL~arkeitstheorie belastet wird. Die Belastung wird entgegen der Vorschrift des Art. 14 Abs. 3

GG auch nicht ausgeglichen, z.B. durch Entlastungen in anderen Bereichen. Insbesondere er

hält der Beschwerdeführer zu 2) auch kein Kindergeld mehr für den Beschwerdeführer zu 1),

wobei zu berücksichtigen wäre, dass das Kindergeld ohnehin auf die Leistungen angerechnet

würde. Es wäre allerdings im vorliegenden Fall fast bedarfsdeckend gewesen, denn es betrug

zum Zeitpunkt der Entscheidung 154,00€.

Der Beschwerdeführer zu 2) war aber nicht mehr kindergeldberechtigt für den Beschwerdefüh

rer zu 1), da dieser die Ausbildung bereits beendet hatte und nicht krank oder schwerbehindert

und deswegen erwerbsunfähig war.

Das Bundessozialgericht hat ausgeführt, dass das Eigentumsrecht des Art. 14 Abs. 1 GG nicht

berührt sei. Es handele sich allenfalls um eine Vermögensverletzung des Beschwerdeführers

zu 2). Er sei allenfalls moralisch dazu verpflichtet, seinen Sohn zu unterstützen. Eine echte Be
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lastung werde ihm aber gar nicht auferlegt.

Dabei wird aber verkannt, dass Einkommen nach § 11 5GB II immer nur tatsächliches Einkom

men sein kann. Es ist dem Gesetzgeber auch verwehrt, Hilfesuchende auf Leistungen zu ver

weisen, die nicht bereit sind auch auf fiktives Einkommen können Hilfebedürftige nicht verwie

sen werden. So sind auch Sanktionen für den F~all, dass sich ein Betroffener nicht um Arbeit be

wirbt nach § 31 SGB II nicht etwa Anrechnung von fiktivem Einkommen, sondern Kürzungen ei

nes Leistungsanspruchs wegen fehlender Anstrengungen um Einkommen.

Wenn aber Einkommen dem Beschwerdeführer zu 1) nur angerechnet werden kann, wenn äs

auch präsent ist und von ihm tatsächlich genutzt werden kann, dann muss das 8GB II davon

ausgehen, dass das Einkommen aller Partner der Bedarfsgemeinschaft wenigstens zu einem

gewissen Teil auch tatsächlich allen Partnern der Bedarfsgemeinschaft verfügbar ist. Damit

wird aber auch über das Einkommen des Beschwerdeführers zu 2) eine Disposition getroffen.

Es wird klargestellt, dass der Staat erwartet, dass dieses Einkommen des Beschwerdeführers

zu 2) auch für den Beschwerdeführer zu 1) in irgendeiner Form, sei es durch Sachleistungen,

mit verwertet wird. Geht der Staat nicht vön dieser Annahme aus, kann er dem Beschwerdefüh

rer zu 1) das Einkommen nicht anrechnen. Damit ist aber klar, dass nicht nur in das Vermögen,

sondern in die tatsächliche Verfügungsgewalt über das Einkommen aus Rente des Beschwer

deführerszu 2) eingegriffen wird. Die Verletzung ist auch erheblich.

Monika Sehmsdorf, Rechtsanwältin

Wanninger & Partner, Rechtsanwälte
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Verkündet am
19. Qktober20lü
Ghosh,

~ Reg.­Obersekretärin
Urteil ..S ~~QUcaUaI5­ der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit ~‘­~­

‘., ‚

ARGE Weiden­Neustadt,
Weigelstraße 24, 92637 Weiden,

Im Namen des Volkes

Az: B 14 AS 51109 R

L 16 AS 350108 (Bayerisches .LSÖ)
58 AS 112/07(60 Regensburg)

1

1

Kläger und Revisionskläger,

Prozessbevoflmächtigte zu 1. qnd 2.: Rechtsanw~Ite Wanninger und. Partner,
Postgasse 1, 92637 Weiden,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom

19. Oktober 2010 durch den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. U d schi n g ‚ den Richter

Prof. Dr. S p e II b r in k und die Richterin H anna p pel sowie die ehrenamtKchen

Richterinnen Hochmann­Siebeneick und Sarben­Mogwitz

für Recht erkannt: .

Die Revision der Kläger gegen den Besohluss des Bayerischen Landessozialgerichts vorn

10. Dezember 2008 wird zurückgewiesen. . ..

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.
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G.rp n dt

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob dem Kläger zu 1 für den Zeitraum vom 1.10.2006 bis

.31.3.2007 ein Anspruch auf höhere Leistung~n zur Sicherung des Lebensunte~halts nach dem

Scizialgesetzbuch Zweites Buch(SGB II) zusteht. Streitig ist dabei insbesondere, ob die Rente

wegen. Erwerbsunfähigkeit des Klägers zu 2 als Einkommen zu berücksichtigen ist.

2 Der ledige Kläger zu 1 ist am geboren1Er lebt mit seinem ~eborenen Vater

(Kläger zu 2) in einem gemeinsamen Hau~halt im Eigenheim des Klägers zQg1weiterhin lebt in

diesem Haus die 1986 geborene Schwester, die über eigenes Einkommen verfügt und keine

Ansprüche nach dem 5GB II gelten.d mach~, Der K1ä~er zu 2 bezieht eine Rente wegen~ Er

werbsunfähigk&t auf Dauer, die ab Juli 2005 in einer Höhe von monatlich 615,84 Euro gewährt

wurde. Der klägir zu 1 bezog bis August 2005 Arbeitslosengeld (Alg~ nach dem Sozialgesdtz

buch Drittes Buch. An~chließend ständ er im Bezug von Alg II. Von Juni bis September 2006

war er gegen Entgelt als Maler beschäft~gt. Das dabei erzielte Entgelt deckte seinen Bedar~

sodass für diesen Z&traum kein Ansptuch auf AIg lt geltend gemacht wurde.

Am 22.9.20Q6 beantragte der Kläger zu 1 die Bewilligung von Leistungen nach dem 5GB II, weU

er weder Einkommen erziele noch über Vermögen verfüge. Daraufhin bewilligte die Beklagte

ihm mit Bescheid vom 8.11.2006 Alg (in Höhe von 400,64 Euro für den Oktober 2006 und in

Höhe von monatlich 175,64 Euro für den Zeitraum vön November 2006 bis März 2007. Die Be

klagte ging dabei von einer Regelleistung für den Kläger zu 1 in Höhe von 276 Euro monatlich,

sowi~ von einem Zuschlag von 80 Euro monatlich aus. Die Kosten der Unterkunft bezifferte sie

für den Oktober 2006mit 23592 euro und für den Zeitraum November 2006 bis März­2007 mit

10,92 Euro monatlich. Weiterhin berücksichtigte die Beklagte die Erwerbsunfähigkeitsrente des

Klägers zu 2 mit iewefls monatlich 191,28 Euro als Einkommen. ­

Der Widerspruch blieb ohne Erfolg fl4‘iderspruchsbeschejcj vom 2.22007). Nach der ab

1.7.2006 maßgeblichen Rechtslage bilde der Kläger zu 1 gemäß§ 7 Abs 3 Nr 2 5GB II als unter

25­jähriger mit seinem Vater eine Bedarftgemein~chaft. Die~ Erwerbsunfähigkeitsrente des

Kläg&s zu 2 sei daher als Einkommen. zu berücksichtigen. Die Rente in Höhe von monatlich

615,84 Euro sei jedoch um die Versidherungspauschale von 30 Euro, um dieAufwendungen tor

die Kraftfahrzeüg­Haftpfliohtversicherung von 38,64 Euro monatlich auf 547,20 Euro monatlich

zu bereinigen. Lege man bei dem Klägör zu 2 einen Bedarf in Höhe von 355,92 Euro monatlich

zu Grunde (345 Euro mon&tliche Regellei&tung und 10,92 Euro Kosten der Unterkunft), so sei

der di&sen Bedarf übersteigende Betrag von 191,28 Euro als Einkommen bei dem Kläger zu 1

zu berücksichtigen. ­ . ­

3­

4



3.20061

n~ch

dieR‘

nen V~

hin le~j~1

und kei~

~egen&

o gewä

~ber 20?

~n Bed~i

‘~0

~

Bekl~

06 und~

nonatlicl

:ifferte

2007

.ente d~

der‘~l

ente

nonaVi~

Jn9en (~.

no.natlt~

ii onatli~

t), so

~gerziI~

:1

~a~~

­3­

und Berufung blieben ohne Erfolg (Urteil des Soz!algerichts Regensburg, vorn 10.7.2008;

j~schwss des Bayerischen Landessozialgerichts <LSG> Vom 1O.12.2OO8~. Zur Begrt~ndung

die Berufung zurückweisenden Beschlusses hat das tSG ausg~führt, die Ki~ge des

~1:~gers zu 2 sei bereits mangels Beschwer unzulässig ~eWesen. Zwar bilde er mit.seinem Sohn,

~i~m Kläger zu 1, eine Bedarfsgemeinschaft, jedoch stünden ihm keine ei~eneri Leistungen

6~ch dem SGB lt zu, weil er erwerbsunfähig sei. Verfah~ens~echtlich zu Recht habe der Kläger
~~~fLeistungen nur an sich selbst geltend gemacht, weil die Beklagte in den angefochtenen BS

%~cheiden über Ansprüch~ de~ Klägers zu 2 auch keine Verfügung iS des § 31 Sozialgesetzbuch

2~hntes Buch getroffen habe. Die Klage des Klägers ~u 1 habe keinen Erfolg. Die Berück

~ichfigung des Einkommens des Klägers zu 2 folge aus seiner Mitgliedschaft in einer Bedarfs­
1 gemeinschaft mit dem Kläger zu 1 Nach § 7 Abs 3 Nr 2 8GB II in der ab 1 7 2006 geLtenden

trassung gehöre auch der, im Haushalt lebende nicht eiwerbgähige Elternteil eines unver

~ erwerbsfähigen Kindes, welches das 25 Lebensjahr noch nicht vollendet habe zur

t~~darfsgemeiflSchaft~ Der Gesetzgeber habe mit dem Gesetz vom 24.32006 dIe ursprüngliche

Altersgrenze VOr] 18 Jahren als Austrittsgrenze aus der Bedarfsgemeinschaft mit den Eltern auf

~~&~5.Jahre angehoben um bewusst k~inen Anreiz‘ mehr zum Auszug aus dem elterlichen Haus

halt und zur Gründung eines eigenen Haushalts zu schaffen Nach der gesetzgeberischen

~~:~onzeption des § 7 SGB ‚II würden die Kläger zu 1 und zu 2 eine Bedarfsgemeinsch,aft bilden,

die mit burgerlich rechtlichen Unterhaltspflichten nicht zur Deckung gebracht werden könne Es

~ bestLinden auch keine durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken gegen diese

~~J‘Regelung. Das Bundessozialgericht (BSG) habe entschieden, dass der Gesetzgeber im

~Rahmen seines Gestaltungsspielraums berechtigt bei, typisierende Regelungen zu schaffen, bei

denen das Eintreten Dritter auf Grund rechtlicher oder moralischer Verpflichtung typischerweise

erwartet werden könne So lagen die Verhaltnisse hier, weil auch aus dem von der Verfassung

/~ geschützten tradierten Familienbild (Art 6 Abs 2 Grundgesetz <GG>) folge dass leibliche Eltern
ihre bei ihnen wohnenden Kinder in Notsituationen unterstützen wurden Hieran habe der

~ Gesetzgeber anknüpfen dürfen Auch sei ein Verstoßgegen Art 3 Abs 1 GG nicht zu erkennen

~ Der Gesetzgeber habe bei der Neuregelung der Altersgrenze (25 Jahre) zum 1 7 2006

typischerweise davon ausgehen dürfen dass Kinder bis zu 25 Jahren die zusammen mit ihren

Eltern in einem gemeinsamen Haushalt leben Unterstulzung innerhalb der Haushaltsgemein

~:~chaft erhielten.

N 1­fiergegen wenden sich die Klager mit ihrer, vom Senat zugelassenen Revision Sie rügen eine

Verletzung des § 7 Abs 3 Nr 2 5GB II in der ab 1 72006 geltenden Fassung iVm § 9 Abs 2

8GB II. Diese Regelung~n verstießen gegen‘Verfassungsrecht. ln~besondere rügen sie

‚~­~eine Verletzung der Art 20 Abs 1 GG, Art 3 Abs 1 GG und Art 14 Abs 1 GG Hinsichtlich des

Klägers zu 1 liege eine Verletzung des Sozialstaatsprinzips (Art 20 Abs 1 GG) vor Bei ihm

~7~~9‘rden fiktive Unterhaltsleistungen des Klägers zu 2 berücksichtigt die familienrechtlich über

J~h~iipt nicht bestünderi. Naöh § 1603 Abs 1 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) stehe dem Kläger

zu 2 ein Selbatbehalt zu den er mit seiner Erwerbsunfähigkeitsrente nicht erreiche Der An

~“Spruch des Klägers zu 1 auf Leistungen zur SIcherung des Lebensunterhalts dürfe nicht von
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einem familienrechtl ich nicht bestehenden Unterhaltsänspruch abhängig gehiacht werden. Des

Weiteren werde der Gleichheitssatz des Art 3 Abs 1 GG verletzt Die gerügten Normen be

wirkten, dass junge Erwachsene unter 25 Jahren auf staatliche Hilfe kein~n oder nur geringeren

Anspruch hätten, während Personen inderse(ben Lebenslage ab dem 25. Gebt rtstag Hilfe er

hielten. Eine Änderung in den Verhältnissen trete aber durch dieS ~Vollendung des

25. Lebensjahres nicht ein. Es sei daher nicht nachvollziehbar, ~vieso Erwachsene, die nach

dem 25. Lebensjahr bei ihren Eltern lebten, nicht in die Bedarfsgemeinschaft einbezogen

werden mussten. Der Kläger zu 2 n~acht geltend, dass durch die Berücksichtigung s&ne? Er

werbsunfähigkeitsrente, die lediglich etwa 815 Euro monatlich betrage, sein durch Art 14 Abs 1

GG geschütztes Eigentum verletzt werde, wei[ ihm die wirtschaftliche Verfügungsmacht Ober

diese Rente entzogen werde. Des Weiteren ragt der Kläger zu 2 einp Verletzung des Gleich

heitssatzes, weil die Mutter des Klägers zu 1, die sich nicht um den Kläger zu 1 kümmere, in

keiner Weise belastet werde. Er habe den Kläger zu 1 in seinehi Haushalt aufgenommen und

allein erzogen, mit der Konsequenz) dass seine Rente nunmehr als Einkommen bei seihem

Sohn berücksichtigt ~erde. Im Übrigen sei auch davon äuszugehen, dass § 7 Abs 3 Nr 2 5GB II

nunm~hr insbesondere Frauen benachteilige, die in der Regel die Last der Allelnerziehung

tragen würden. Insofern werde wegen der mitte!baren Diskriminierung durch diese Norm auch

ein Verstoß gegen Art 3 Abs 2 GG gerügt. Der Kläger zu 1 macht im Revisionsverfahren

darüber hinaus g~ltend, dass ihm die Regelleistunjj öhe von 100v 345 Euro u~d nIcht

nur in Höhe von 278 Euro zustehen müsse.

Die Kläger beantragen,

1. den Beschluss des Bayerischen Landessozialgerichts vorn 10. Dezember 2008 und

das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom 10. Juli 2008 aufzuheben,

2. die Beklagte unter Änderüng ihres Bescheids vom 8. November 2006 in der Gestalt

des Widerspruchsbescheids vom 2. Februar 2007 zu verurteilen, an den Kläger zu 1

höheres Arbeitslosengeld II in Höhe von monatlich zusätzlich 260,28 Euro für den

Zeitraum vorn 1. November 2006 bis 31. März 2007 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beklagte hält die Revision des Klägers zu 1 für unbegründet, diejenige des Klägers zu 2 für

unzulässig. Der Kläger zu 2 werde durch die angefochtenen Bescheide nicht beschwert. Die

Berdchnung d~r Höhe des dem Kläger zu 1 zustehenden AIg II entspreche der nach dem

1.7.2006 geltenden Rechtslage. Verfassungsrechtliche Bedenken gegen diese Rechtslage. be

stünden nicht. Im Übrigen habe das BSG bereits entschieden, dass aus einer lnkongruenz

zwischen zivilrechtlichen Unterhaltspflichten und öffentlich rechtlichen Einstandspf[ichten keine

zwingende Veriassungswidrigkeit der sozialrechtlichen Regelungen folge (Hinweis auf das Urteil

vdm 13.1L2008­B 14AS2/08R,). .
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Die Revision des Klägers zu 2 ist unbegründet weil dieser nicht klagebefugt ist (vgl unter 1.).

Die Revision des Klägers zu 1 ist nicht begründet, denn die Vorinstanzen haben zu Recht ent

schieden1 dass die Erwerbsunfähigkeitsrente des Klägers ±u 2 bei dem Klä~er zu 1 als Ein

kommei~ zu berücksichtigen ist (vgl im Einzelnen unter 2.). Es bestehen auch keine ver

fassungsreöhtlichen Bedenken dagegen, dass der Gesetzgeberin § 7 Abs 3 Nr.2 SGB II davon

ausging, dass zwischen dem im streitigen.Zeitraum 21 Jahre alten Kläger zu: 1 und seinem er

werbsunfähigen Vater (Kläger zu 2) eine Bedarfsgerneinschaft bestand (hieizu unter 3.).

1. Die Revision des Klägers zu 2 ist unbegründet, denn der Kläger zu 2 ist nicht klagebefugt.~

kann sich keiner Verletzung seiner spezifisch rechtlichen Interessen durch die Berücksichtigung

seiner Erwerbsunfähigkeitsrente als Einkommen seines Sohnes, des Klägers zu 1 (vgl Keller in

Meyer­Ladew!g/KelIer/Leitherer a Au!) 2008, § 54 RdNr 12ä ~‚ berühhienjDas BSG hat klar

gestellt, dass es sich bei den Ansprüchen der Mitglieder ~irjer Bedarfsgemeinschaft um Einzel

ansprüche handelt, die jeweils gesondert und einzeln von dem redhtlich Betroffenen gerichtlich

geltend zu machen sind (gtundlegend BSG Urteil vom 7.11.2006 ­8 7b AS 8)06 R ­ ESSE 97,

217, 219 if = aozÄ 4­4200 § 22 Nr 1, jeweils RcINr 12 h9. Der Kläger zu 2 kann keine eigenen

rechtlichen Ansprüche mi Rahmen des 5GB II geltend machen, weil er voni Leistungsbezug

geniäß§ 7 Abs 1 $atz 1 Nr2 iVm § 8 SGB Ii ausgeschlossen ist. Soweit er höhere Leistungen

für seinen Sohn, den Kläger zu 1, fordert, steht das rechtliche Interesse hieran ausschließlich

seinem Sohn zu. Dass bei dem Kläger zu 1 die Rente des Klägers zu 2 wegen ihra Berück

sichtigung als Einkommen zu einem geringeren Leistungssatz führ4berührt mithin lediglich die

wirtschaftlichen Interessen des Klägers zu 2.,~enn das BSG hat ebenfalls klargestellt dass aus

der Verklammerung von Persohen zu Mitgliede~ einer Bedarfsgemeinsdhaft im 506 II keinerlei

Rechtsansprüche der zusammen‘eranlagten Personen auf Unterhaltsleistungen bzw. auf &nen

soziairechtli~heh Ausgleich der berücksichtigten Einkommensanteile entst~hen1J(vgl .f5ierzu

bereits 855 Urteil vom 7.11.2006 ­8 14 AS 14/06 R ­ ESSE 97,242 = SozR 4­4200 § 20 (Vr 1,

RdNr 29: “Es ist.., nicht Aufgabe des 6GB 1!, bis in jede Einzelheit für eine Verteilung der für das

Existenzminimum der einzelnen Personen noWvendigen Gelder zwischen allen Beteiligten zu

sorgen“). ~o kann der Kläger zu 1 den bei ihm berücksichtigten Einkommensanteil aus der Er

werbsunfäh[gkeitsrente seines Vaters gegen diesen nicht i2s~!al­Lrechtlich_.9eltend ma~!~>

weshalb rechtliche Interessen des Klägers zu 2 hierdurch gerade nicht berührt werden können.j

Die bloß~‘irtschaftliche Reflexwirkung der Entscheidung gegenüber dem Kläger zu 1 auf den

Gesamthaushalt der beiden KIä9e~chafft noch keine Klagebefugnis für den Kläger zu 2.

2. Dem Kläger zu 1 stehen im streitgegenständlichen Zeitraum vom 1.10.2006 bis 31.3.2007

köine höheren als die ihm durch den Bescheid vom 8.11.2006 (in der Gestalt des Wider

spruchsbescheids vom 2.22007,)‘ bewilligten Leistungen zu: Der Kläger zu 1 war nach dem

Gesamtusammenharig der Feststellungen des LSG erwerbsfähig IS des § 7 Abs 1 Sa~ 1 Nr 2
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SGBll. Der Kläger zu 1 war auch hilfebedürftig gemäß § 7 Abs 1 Satz 1 Nr 3 8GB II. Bei

Prüfung der Hilfebedurftigkeit war die Erwerbsünfäfggkeft~r~nte de~ Klägers zu 2 als

kommen zu berücksibhtigen. Der Kläger zu 2 war z~var als Bezieher einer Erwerbsunfähigkeit5

rente wegen dau&hafter Erwerbsunfähigkeit vom Bezug der Leistungen nach dem 8GB II aus

~.D)~pnoch bestand zwischen ihm und seinem im streitigen Zeitraum 2ljährige~

Sohn gemäß§‘t Abs 3 Nr 2 8GB II eine Bedarfsgemejnschaft~Hierjiach gehöten zur Bedaifs.

gemeinsc1~aft die im Haushalt lebenden Eitern eines unverheirateten erwerbsfähigen Kindes,

welches das 25. Lebensjahj noch nicht vollendet hat (vgl § 7 Abs ~ 3GB II idF des Gesetzes zur

Änderung des Zweiten‘ Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 24~3, 2006, BGg~ 1

558; in Kraft ab L7.~006). Dass der Kläger zu2 selbst keine Leistungen nach dem 8GB II be

~einer sogenannten gemischten Bedarfsgen,ein.

schaft; .

13 Nach § 9 Abs 2 Satz 2 8GB II (hier in der Fassuhg de~ Gesetzes zur Fortentwicklung der

Grundsicherung für Arbeit~uchende vdm 20.7.2006, BGB!! 1706) war das Einkommen des

Vaters des Kiägers zu 1 bei diesem als Einkommen zu.berücksichtiger. § 9 Abs 2 Satz 2 be

stimmt Bei unverheirateten Kindern, die mit ihren Eltern oder einem Elternteil in einer Bedarfs­

gemeinschaft leben und die die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts nicht aus

ihrem eigenen Einkomn,en oder Vermögen beschaffen können, sind auf das Einkommen und

Vermogeh der Eltern oder des Elternteils und dessen in Bedarfsgemeinschaft lebenden Partner

zu berücksichtigen. Zu Recht hat.die Beklagte_daher den Anteil der Erwerbsunfähigkeitsrente in

Höhe von 191,28 Euro1 der den (fiktiv&) Bedarf d~s Klä~ers zu 2 nach den, 5GB II übersteigt,

als Einkommen b& dem Käger zul ü~ksichflgt Gegen die weitere Berechnung der Höhe

der Leistungen des Klägers zu 1 sind weder Bedenken vorgetragen, noch nach dem Gesamt­

inhalt der Akten ersichtlich, Insbesondere bestehen auch keine (verfassungs­)rechtllchen

Probleme, weil dem Kläger zu 1 lediglich eine Regelleistung in Höhe von 80 vH gemäß § 20

Abs 2 Sati 2 SGB II zuerkannt wurde. Es ist kein recl~tlicher Änsatzpunkt erkennbar, nach dem

der Kläg€r zu 1 wie ein Alleinstehender gemäß §20 Abs 2 Salz 1 8GB Ii behandelt werden

könnte, mit der Konsequenz, dass ihm eine Regelleistung in Höhe von 100 vH zustehen wurde.

Der Kläger zu 1 soll vielmehr nach dem Willen des Gesetzgebers des 8GB. II ­ w~e ausgeführt ­

gerade keine “eigene“ Bädarfsge‘rbeinschaft für sich bilden.

fr­.
14 3. Entg&gen der Rechtsansicht der Revision ist dib VoFschrift des § ~ Abs 3 Nr2 8GB II in der

ab 1.7.2006 (aac,) geltendeh Fassung auch nicht verfassungswidrig. .

15 a)DieRe~elungdes~yAbs3Nr2~GB llOVm,~9Äbs2satz2sGßfoverle&tnichtntj iVrn :24
Arf 20 Abs 1 GG. Dem Kläger zu 1 steht nach der Rechtsprechun~ des Bundesverfassungs­ :.~.::1 1

gerichts (<BVerfG> Urteil vorn 9.2.2010 ­ 1 BvL 1/09, 3/09 und 4/09­) aus Art 1 und Art 20

Abs 1 GG zwar ein Grundrecht auf Gewahrleistung eines menschenwordigen Existenz

minimums zu. Das BVerfG hat j&doch auch betont, dass dem Gesetzgeber bei der genauen~.a..~?

Ausgestaltung und Bezifferung des grundrechtlich zu gewahrenden Existenzminimums ein

4­
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II weiter Gestattungsspielraum zusteht (aac F?dNr 13?) Im Rahmen des ihm zustehenden Ge

Is 2~ staltungsspielraurns kann und darf der Gesetzgeber davon ausgehen dass ein Hilfebedurftiger

igkei~ nach dem 5GB II zunächst Hilfe Von Anderen zu~ beanspruchen hat, was aus demtrundsa~.

II a~fjLJ ­ der Subsidiarität.der steuerfinanzierten Leistungen nach dem SGB II folgt­(vgl § 3 Abs 3 Satz 1

5GB II). Der Gesetzgeber war bei der Ausgestaltung des Subsidiaritätsgrundsatzes und dem

edarf~­ Prinzip, dass Hilfebedürftige gehalten sind, jede Unterstutzung von anderen einzuholen nicht

gehalten an die Regelungen des zivilrechtlichen Unterhaltsrechts anzuknüpfen (zum Verhältnis

ze&z?J~ von zivilreahtllch?jn Unterhaltsrecht und SGB ii vgl Udsching, 18. Deutscher Familiengeribhts

BG~i tag, 2010, .~ 39 if); Die Kläger weisen zwar zu Recht darauf hin, dass angesichts der geringen

311 Höhe der Erwerbsunfähigkeitsrente von etwa 615 Euro monatlich ein ziviIrechtlich~rUriterhaits

emeig­ anspruch gemaß§ 1603 Abs 1 BGB anaesichts des Selbstbehaits des Klagers g~ wohl nicht —

bestanden hätte (zum Selbstbehalt von 1100 Euro ­ ggf abzüglich des Vorteils des Wohnens im

• eigenen Haus vgl Palandt/Died~rich&en, BGB, 69. Aufl 2010, Einf v fi 1601, RdNr24). ­

~ .d~ ;6~ Der fürsorgerechtliche Gesetzgeber darf jedoch bei der Frage, ob der Einsatz staatlicher Mittel

2 ­~:~ gerechtfertigt ist, von den Regelungen des Unterhaltsrechts abweichen und typisierend unter­ ­

~darfs­ stellen, dass in einem Haushalt zusarnrnenlebende Familienangehönge (die hier in gerader Linie

ht au‘( verwandt_sind) sich unterstützen ..‚~ies hat der Senat im Einzelnen in seinem Urteil vom

~n ii? 13 11 2008 (8 14 AS 2/08 R ­ BSGE 102 76 = S02R 4­4200 § 9 Nr 7, zustimmende Anmerkung :
ar& von Schormann, SGb 2009, 741) be~rÜndetjDer Gesetzgeber darf mithin (so das BSG, aaO

~nte~4~ RdNr 35) bei der Gewährung von Sozialleistungen unabhängig von, bestehenden bürgerlich

1*! rechtlichen Unterhaltspflichten die Annahme von Hilfebedorftigkeit davon abhängig machen, ob

HÖIT& 1:, sich für den Einzelnen typisierend aus dem Zusammenleben mit anderen Personen Vorteile

~ ergeben, die die Gewährung staatlicher Hilfe nicht oder nur noch in eingeschränktem Umfang

gerechtfertigt erscheinen lassen. Dabei kann allerdings nicht jedes Zusammenleben in einer
.j~ ~5~S

fl~ HaushaltS­ und Wirtschaftsgerrieinschaft beachtlich sein. Nur wenn die Bindungen der Partner
so eng sind, dass von ihnen ein g~genseitiges Einstehen in den Not­ und Wechselfällen des

erdert ~ Lebens erwartet werden kann und sie sich so sehr füreinander verantwortlich fuhlen, dass sie

vär~~‘~ zunächst den gemeinsamen Lebensunterhalt ‘sicherstellen; bevor sie ihr persönliches Ein

führ( kommen zur Befriedigung eigener Bedürfnisse verwenden, ist ihre Lage mit derjenigen nicht

dauernd getrenntlebender Ehegatten bzw der eingetragenen Lebenspartnerschaften, in denen
­ Unterhaltsansprüche tatsächlich bestehen vergleichbar (vgl BVerfGE 87, 234 SozR 3­4100

in § 137 Nr 3) Der Gesetzgeber durfte hier typisierend unterstellen dass Eltern die mit ihren unter

25­j≥ hngen Kindern in einem Haushalt zusammenleben, auch tatsächlich für diese aufkommen

ungs‘­ Auch das Grundrecht des Klägers zu 2 auf Gewahrleistung eines menschenwürdigen Existenz

minimunis (BVerfG aaO) das hier im Rahmen der Prüfung der Rechtsanspruche des Klägers

zu 1 herangezogen werden kann, ist gewahrt Bei der Berücksichtigung seiner Erwerbsunfähig

keitsrent~ bei der Prüfung der Hilfebedürftigkeit ~eines Sohnes im 8GB II wurde bei dem Kläger

zu 2 ­ unabhängig davon, dass für ihn keine Rechtspflicht zur Zahluhg an den Sohn entstand ­

­8­



ein “fürsorgerechljicher Selbstbehaw‘ der dem Existenzminimum im 8GB II efltsPricht~~.

rücksichtigung des &istenz­ninimums als Selbstbehalt beim Envachsenenu,~terha,t ü.~~.2S?&

§ 1603 BGB vgl auch Klinkflammer FSmRZ2010, 84~, 847) zu Grunde.geleg1~ ImRahmen c

‚e~r.Bedurftigkeitsprühflg nach dem 8GB II wird nur der Einkommensante,j des Klägers zu 2 bei

seinem Sohn als Einkommen oksichbgt, der das dem Kläger zu2 zust~~Existen

minimumhach den Bestimmungen des 8GB II überschreitet Insofern scheidetaubh ein V~rst6a

g~gen Art 1 lVm Art 20 Abs 1 GG aus.

18 b) Auch ein Verstoßhegen den Gleichheitssatz des Art3 Abs 1 GG liebt nicht vor. Soweit die.

Revision geltend macht dieAftersgrenze von 25 Jahren sei willkürlich gewählt, ist den Klägern

/ einzuräumen dass auclibei 26­ oder 2~‘­jährigen Kindern, die weiterhin im Haushalt Ihrer Eltern

leben, eine Ersparnis der Generalkosten anfällt und die Lage in tatsächlicher Hinsicht nicht

anders ist als bei Kindern unter 25 Jahren. lhsofern ist der Revision zuzugestehen, dass das

BVerfG.jn seinem Urteil vom 9.2.2010 (aaC) betont hit, dass aus deni Grundrecht auf Öewähr

leistung eines menschenwnrdigeri Existenzminij~ums auch folgt dass de~ Gesetzgeber die

maßgeblichen Entscheidungen in einem transparenten Verfahren anhand sachüe~echter

Kriterien zu fällen hat (ßVerFG, aaC, RUNr 139 1%Ob dies allerdings fürjede im 5GB II gewählte
(Altersgrenze gilt, lässt sich dem Urteil des BVerfG nicht zweif6lsfrei entnehmen Hinzu kommt,

a~2aGese~eberimRahmendesAa3ei~a~

9enerelleinwefterErmessen~.elmumztht,~i mit der formellen Starrheit eines Stichtags

verbundenen zwangsweise Härten sind grunds~tzIic~ hinzunehmen4 (vgl BVerfGE 71, 364,

~97~C 77, 3081 338; 8~Y 297 3~1 SozR 5795 ‚g4Nas~ 1,~3147SozR

3­5761 Allg Nr 1 8 12, 15). Der Gesetzgeber verfolgte mit der Einführung der 25­Jahresgrenze

zud~m verfassungsre~~flj0~ legitime Zwecke (vgl BT­Drucks 1 6/688 8 13, zu Nr 2, zu Buchst b).

Es sollte insbesondere verhindert werden, dass Kinder, die im Haushalt der Eltern leben, mit Er

reichen der Volljährigkeit äutomatisch eine eigene Bedarfsgemejnsdhaft bilden (zu den Motiven

des Gesetzgebers insoweit auch Wenn~r Sozsich 2005, 413, der äufzeigt, da.~s der Steuer­

zah/er nach der &aheren Regelung den Auszug aus dem Elternhaus zu finanzieren hafte).

19 Soweit die Revision schließlich geltend macht, Art 3 Abs 2 GG werde verletzt, weil nur das Ein

kommen von btern berücksichtigt werde, die mit dem erwachsenen Kind in einem Haushalt

leben, nicht hingegen dasjenige einer ~etrenIltIebenden Ehefrau, die insofern privilegiert werde‘~

so wird verkannt, dass zwischen~

Haushalt lebenden Elternteil Unterschiede vdn :‘~?1p~er Art wid solchem Ge~Mchrbestehe~(vg;

hierzu BVerfGEs5 72, 88,~ 84, 133, 157; 87, 1, 36 = SozR 3­5761 Allg Nr 1 97; BVerfGE 95,

39, 45; 102, 41, 54 SozR 3­3100 § üa Nr3S 18; vgl äuch BSG SozR 4­4200 § 1$ Nr20

RdNr 14), die diese Ungleichbehandfung rechtferti9en.,~9er Gesetzgeber des 8GB Ii durfte bei

der Regelung der Bedarfsgemeins0h~f~ gerade an den Gesichtspunl« ankn0~fen, dass ge

meinsam In einer Wohnung bzw in einem H~ushalt Zusammenlebende Verwandfe in gerader

Linie sich auch tatsächlich Unterhalt IeistenjLebt ­ wie hier ­ die Mutter des Klägers zu 1 nicht in

dem Haushalt, so ist sie nach den fürsorgerechtlichei Regeluhgen gerade nicht Mitglied der Be
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darfsgemeinschaft. Dieser Unterschied rechtfertigt auch die je uriterschiedhche Behandlung des

Einkommens des Vaters und der Mutter des Klägers zu 1.

—­­­­­1
c) Die Berücksichtigung der Erwerbsunfahigkeitsrente des Klagers zu 2 als Einkommen seines

Sohnes verletzt söhließlich auch nicht das Eigentumsgruridrecht des Klägers zu 2; was hier in,

Rahmen des Vorbringens des Klägers zu 1 zu würdigen ist. Hierbei ist nochmals klarzustellen\?

dass für den Kläger zu 2 aus der Berücksichtigung seiner Rente als Einkommen seines Sohnes

mi 5GB II keinerlei rechtliche Pflichten erwachsen; seinen Sohn tatsächlich m!t dembe

­ treffenden Betrag auch zu unterstützten (vä! oben unter 1.). Darüber hinaus ist entgegen der

Rechtsauffassung der Revision auch bereits der ~chutzber~ich des Eigentumsgrundrechts des

Art f4 Abs 1 GG nicht berührt. Durch die Berücksichtigung der Erwerbsunfähigkeitsrente als

Einkommen bei dem Sohn wird allenfalls das Vermögen des Klägers zu 2 gefahrdet, der

eventuell nioralisch ­ nicht rechtlich ­ sich verpflichtet fühlen könnte, seinen Sohn zu unter

stützen. Berührt ist damit in keiner Weise die spezifische Substanz seiner ggf eigentums­

• geschützten RentenanwartSchaft (zuh? Eigentumsschutz der Rentenanwartschaften vgl

ßt/erfGE53, 257, 291; 69, 272, 301 = SozN 2200 § 165 NrSl S 126). Das Vermögen als

solches ist von Art 14 Abs 1 GG nicht geschützt (vgl insbesondere BVerfGE 78, 232, 243; 91,

207, 220; 95, 267, 300).

Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG.

Udsching 1—lannappel Spellbrink

A u s g e f e r t i g

als Urkundsh~ärj~ter der GescMftsst~Ijd
des SundossozjaIg~jchts
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